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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Verfassungsfragen

Vorwiegend ablehnend &usserten sich dagegen die Wirtschaftsverbande. Gutes
vermochten Vorort und Arbeitgeberverband gerade noch der Reform von Justiz und
Volksrechten abgewinnen, wahrend der Gewerbeverband auch letztere verwarf.
Hingegen bezeichnete der Vorort die Verankerung von Sozialzielen in der Verfassung als
eigentliche Kriegserklarung, welche den Anlass liefere, die gesamte Reform zu
bekéampfen. Ebensowenig sei das Recht auf Existenzsicherung und das Streikrecht in
der Verfassung festzuschreiben. Der Begriff der Wirtschaftsfreiheit solle nicht durch
denjenigen des freien Wettbewerbs ersetzt werden. '

Rechtsordnung
Privatrecht

Ein in die Vernehmlassung gegebener Vorentwurf fir die Schaffung eines einheitlichen
schweizerischen Zivilprozessrechts stiess nur bei der SVP auf grundséatzliche Kritik.
Gewisse Einwénde, insbesondere gegen die Einfihrung des Verbandsklagerechts im
Konsumentenschutz, erhob auch Economiesuisse. ?

Datenschutz und Statistik

Die Vernehmlassung zur Totalrevision des Datenschutzgesetzes (DSG) und zur
Anderung weiterer Erlasse zum Datenschutz umfasste neben diesem Hauptentwurf
auch einen Entwurf flUr einen Bundesbeschluss betreffend die Genehmigung und
Umsetzung des Notenaustausches zwischen der Schweiz und der EU zur Ubernahme
der Richtlinie (EU) 2016/680 sowie einen Entwurf fiir die Revision des Ubereinkommens
SEV 108 des Europarates zum Schutz des Menschen bei der automatischen
Verarbeitung personenbezogener Daten. Im Zentrum des Gesetzgebungsprojektes
stehen die Verbesserung der Transparenz von Datenbearbeitungen, die Forderung der
Selbstregulierung bei den Verantwortlichen in Form von Empfehlungen der guten Praxis
sowie die Starkung der Position und Unabhéangigkeit des EDOB. Im Einklang mit den
européaischen Datenschutzbestimmungen soll dariber hinaus der Schutz von Daten
juristischer Personen aufgehoben werden, um insbesondere den Datenaustausch mit
dem Ausland zu erleichtern. Einige Anforderungen der EU-Richtlinie 2016/680
erfordern ausserdem Anpassungen im Strafgesetzbuch, in der Strafprozessordnung, im
Rechtshilfegesetz und im Schengen-Informationsaustauschgesetz.

Unter den insgesamt 222 Vernehmlassungsteilnehmerinnen und -teilnehmern befanden
sich alle Kantone, acht politische Parteien (BDP, CVP, FDP, GLP, GP, SP, SVP, PP), drei
eidgendssische Gerichte (Bundesgericht, Bundespatentgericht,
Bundesverwaltungsgericht) sowie zahlreiche weitere Organisationen aus den
betroffenen Kreisen. Wahrend die Ubernahme der EU-Richtlinie 2016/680 sowie der
Anforderungen im SEV 108 unumstritten waren, wurde die Revision des DSG und
weiterer Erlasse zum Datenschutz von der Mehrheit der Vernehmlasserinnen und
Vernehmlasser im Grundsatz ebenfalls begrisst. Vielerseits gelobt wurde beispielsweise
das Vorhaben, das schweizerische Datenschutzrecht so weit an die europdischen
Vorgaben anzupassen, dass die Schweiz von der EU weiterhin als Drittstaat mit
angemessenem Datenschutzniveau anerkannt wird. Vorbehalte bestanden jedoch
gegenlber dem - insbesondere fur KMU - grossen Verwaltungsaufwand sowie
gegenlber dem «Swiss Finish»: Rund die Halfte der Teilnehmenden beméngelte, dass
der Entwurf unndtigerweise Uber die europaischen Anforderungen hinaus gehe.
Demgegentber ging er rund einem Flnftel der Teilnehmenden - hauptséchlich aus
Konsumentenschutzkreisen - zu wenig weit. Auf harsche Kritik von verschiedensten
Seiten stiess das vorgesehene Sanktionensystem. Laut Bericht winschten sich «sehr
viele Teilnehmer» dessen «vollstindige Uberarbeitung», darunter BDP, CVP, FDP, GP
und SP, 18 Kantone sowie Economiesuisse, der Verein Unternehmens-Datenschutz, die
FRC, Privatim und die Stiftung fur Konsumentenschutz. Hauptséchlich wurde kritisiert,
dass keine direkte Strafbarkeit fur Unternehmen vorgesehen ist, sondern
strafrechtliche Sanktionen, die in erster Linie auf natirliche Personen ausgerichtet
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sind. In diesem Zusammenhang herrschte die Beflrchtung, es koénnten einfache
Angestellte ohne Entscheidungs- und Vertretungsbefugnis verurteilt werden. Dies
wiederum erschwere es den Unternehmen, qualifiziertes und motiviertes Personal -
insbesondere  Datenschutzverantwortliche - zu rekrutieren. Der haufigste
Anderungsvorschlag zielte daher auf ein Modell mit Verwaltungssanktionen anstatt
Strafverfahren, die direkt gegen die Unternehmen und nicht gegen Privatpersonen
verhéngt werden koénnten. Verwaltungssanktionen, so die Hoffnung, héatten eine
grossere Wirksamkeit als das bislang fur die Strafbestimmungen im DSG nur selten
angewandte Strafverfahren. Weitere umstrittene Punkte waren auch die Hohe der
Bussen - welche einerseits als zu hoch und andererseits als zu niedrig kritisiert wurde -
sowie der Katalog der strafbaren Verhaltensweisen, welcher ebenfalls wahlweise als
unvollstdndig bzw. zu umfangreich bezeichnet wurde. Kritisiert wurden des Weiteren
auch die mangelhafte Regulierungsfolgeabschatzung und die fehlenden Ausfihrungen
zum Verhaéltnis zwischen dem Datenschutzrecht des Bundes und jenem auf kantonaler
Ebene. Hierzu dusserten auch die Kantone Glarus, Solothurn und Zirich Bedenken, dass
die Frist fur die Anpassung des kantonalen Rechts zu kurz bemessen sei. Die SVP, die
Kantone Schwyz und Waadt sowie einige betroffene Kreise - darunter der AGVS, Auto
Schweiz, die FER, PharmaSuisse, Santésuisse sowie der VSV - lehnten den Vorentwurf in
der vorliegenden Form ausdricklich ab, befanden sich damit jedoch klar in der
Minderheit aller Vernehmlassungsteilnehmenden. *

Innere Sicherheit

Um den komplexer und dynamischer werdenden Bedrohungen fur die
Informationsgesellschaft Rechnung zu tragen, beabsichtigte der Bundesrat, ein
Bundesgesetz iiber die Informationssicherheit (ISG) zu schaffen. Angriffe auf
Informationssysteme des Bundes hatten wiederholt gezeigt, dass der Schutz von
Informationen Licken aufweise, welche unter anderem auf unzeitgemasse und
inkoharente Rechtsgrundlagen zurtckzufihren seien. Mit dem neuen Gesetz sollen
einheitliche gesetzliche Grundlagen fur das Management der Informationssicherheit
beim Bund geschaffen und somit Schwachstellen des geltenden Rechts behoben
werden. Den Begriff der Informationssicherheit definierte der Bundesrat im
erlauternden Bericht als «samtliche Anforderungen und Massnahmen, die zum Schutz
der Vertraulichkeit, Verfugbarkeit, Integritat und Nachvollziehbarkeit von Informationen
dienen, und zwar unabhéangig davon, ob die Informationen elektronisch, mindlich oder
in Papierform bearbeitet werden.» Die im bestehenden System sektoriell angelegten
Rechtsgrundlagen und organisatorischen Zustandigkeiten seien nicht effizient und
sollten daher durch eine einheitliche Regelung ersetzt werden.

Bei der im Jahr 2014 durchgefihrten Vernehmlassung waren Uberwiegend positive
Ruckmeldungen eingegangen. Von den insgesamt 55 Vernehmlassungsteilnehmerinnen
und -teilnehmern standen unter anderen 17 Kantone, die CVP und die SP,
Economiesuisse sowie die Bundesanwaltschaft und ihre Aufsichtsbehérde dem Entwurf
grundsatzlich positiv gegentiber, brachten jedoch einige Anderungsvorschlage an. Diese
bezogen sich vor allem auf die Zusammenarbeit zwischen Bund und Kantonen, die
Prazisierung von im Gesetzestext verwendeten Begriffen sowie auf die Schnittstellen
zwischen Informationssicherheit, Datenschutz und Offentlichkeitsprinzip. Sieben
Kantone, die FDP sowie drei weitere Teilnehmende, darunter das Bundesgericht,
sprachen ihre vorbehaltlose Zustimmung zur Vorlage aus. Vollumfanglich ablehnend
ausserte sich einzig die SVP, die im neuen Gesetz keinen Mehrwert gegenlber gezielten
Verbesserungen am heutigen System sah. Von den drei Teilnehmenden, die dem
Entwurf grundsatzlich skeptisch gegenlberstanden, wirde der Kanton Bern dem
Entwurf nur unter der Voraussetzung zustimmen, dass die kantonalen und kommunalen
Behorden bei der Anwendung des ISG auf die im Gesetz vorgesehenen Fachstellen des
Bundes zurlckgreifen kénnen und sie diese nicht selber aufbauen mussen. Der SGV
kritisierte indessen den «irrefihrenden Titel» sowie die mangelhafte Qualitat der
erlauternden Materialien. Nach seinem Vorschlag sollte das Gesetz besser
«Bundesgesetz Uber die Informationssicherheit in Bundesbehdrden und éhnlichen
Organisationen» genannt werden, da es sich nicht um ein gesamtgesellschaftliches
Regelwerk zu Information und Informationssicherheit handle. Im Ergebnisbericht des
Vernehmlassungsverfahrens folgerte das Generalsekretariat des VBS, dass die
Uberwiegende Mehrheit der Vernehmlasserinnen und Vernehmlasser die Schaffung
eines Informationssicherheitsgesetzes begrisst. *
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Anfang Februar 2018 veroffentlichte das Fedpol den Ergebnisbericht der
Vernehmlassung zur Ubernahme der geinderten EU-Waffenrichtlinie. Nebst den
zahlenmassig sehr gut vertretenen Schitzen- und Waffenkreisen - darunter der
schweizerische Schiesssportverband (SSV), der schweizerische Blchsenmacher- und
Waffenfachhandlerverband (SBV), ProTell, Legalwaffen Schweiz (LEWAS) und Jagd
Schweiz - befanden sich auch alle Kantone, sieben nationale und drei kantonale
Parteien, die KKJPD wund die RK MZF, Economiesuisse, der schweizerische
Gewerbeverband (SGV), der schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) und der
schweizerische Stadteverband unter den insgesamt 2205
Vernehmlassungsteilnehmenden. Davon sprachen sich der SSV und jene 2055
Stellungnehmenden, die sich dessen Stellungnahme angeschlossen hatten - darunter
insbesondere Jagd Schweiz und die Aktion «Finger weg vom Schweizer Waffenrecht!»,
aber auch eine Vielzahl von Schutzenvereinen und Privatpersonen - sowie der SBV,
ProTell, LEWAS, die AUNS, die Gruppe Giardino, das Centre Patronal, der SGV, Swiss
Olympic und zahlreiche weitere Schutzen-, Waffensammler- und militdrnahe
Organisationen dezidiert gegen die geplante Anderung des Waffengesetzes aus. Einen
grundsatzlich ablehnenden Standpunkt vertraten zudem auch die SVP Schweiz, ihre
Sektionen Neuenburg, Jura und Valais Romand sowie die Kantone Nidwalden und
Schwyz. Neun Kantone gaben zu verstehen, dass sie zwar die Ziele der EU-
Waffenrichtlinie unterstiitzten, die vorgesehenen Anderungen am Waffengesetz aber
ablehnten, da sie keinen gentigenden Beitrag zur Bekampfung von Waffenmissbrauch
leisteten. Demgegenuber erklarte sich die Mehrheit der Kantone mit den Neuerungen
grundséatzlich einverstanden. Insgesamt positiv beurteilt wurde der Entwurf auch von
der BDP, der GLP, der FDP, der SP und den Grinen - wobei die letzteren beiden
ausdrucklich bedauerten, dass er keine weitergehenden Massnahmen umfasste. Ebenso
Uberwiegend beflirwortend dusserten sich u.a. die KKJPD, die RK MZF, Economiesuisse,
der Stédteverband, die FER, der SGB, die GSoA, Terre des Hommes Schweiz, der
schweizerische Friedensrat, die Frauen fur den Frieden Schweiz, die Evangelischen
Frauen Schweiz, die Haus- und Kinderdrzte Schweiz und die schweizerische
Gesellschaft fur Psychiatrie und Psychotherapie. Unter den zustimmenden
Stellungnahmen ausdrlcklich  positiv  hervorgehoben wurden das Ziel, den
Waffenmissbrauch zu bekdmpfen bzw. den Zugang zu halbautomatischen Waffen
einzuschranken, sowie die Vorteile der Schengen-Assoziierung fur die Schweiz.
Ansonsten é&usserte sich die Zustimmung zur Vorlage hauptsachlich durch die
Abwesenheit von Kritik.

An Letzterer wurde jedoch nicht gespart. Anlass dazu boten neben den einzelnen
Bestimmungen des Waffengesetzes und deren konkreter Ausgestaltung vor allem die
Stossrichtung der Revision im Allgemeinen. In der Schweiz, wo das Recht auf
Waffenbesitz ein Aspekt der Unabhéngigkeit und Souveranitat des Staates sei,
manifestiere sich im liberalen Waffenrecht der gegenseitige Respekt zwischen Staat
und Blrgern, weshalb Verscharfungen nicht angebracht seien, argumentierten etwa
ProTell, der SSV die RK MZF, die SVP sowie flinf Kantone (Al, AR, GL, SG, OW). Des
Weiteren wurden die Entwaffnung der Blrger und schwere (Ruf-)Schaden fir das
Schweizer Schiesswesen beflirchtet. Problematisch am Vorhaben sei ausserdem, dass
darin Regelungen vorgesehen seien, die in der jingeren Vergangenheit vom Volk
abgelehnt worden waren. So komme die Registrierungspflicht fir rechtmassig
erworbene, aber neu verbotene halbautomatische Feuerwaffen einer Nachregistrierung
gleich und der flr den Erwerb einer solchen Waffe kinftig erforderliche Nachweis einer
Mitgliedschaft in einem Schiessverein bzw. alternativ des regelmassigen Gebrauchs der
Waffe fUr das sportliche Schiessen erinnere zu stark an eine Bedurfnisklausel. Beide
Massnahmen waren 2011 bei der Volksabstimmung Uber die Initiative gegen
Waffengewalt abgelehnt worden - ein Umstand, den ausser Schitzen- und
Waffenkreisen auch die SVP und vier Kantone (AR, GE, SZ, Tl) betonten. Von
verschiedenen Seiten wurde zudem die fehlende Verhaltnismassigkeit der Vorlage
bemangelt. Wahrend Angehdrige der Waffenlobby ausfihrten, dass mit dem Entwurf
eher die legalen Waffenbesitzer bestraft als Terroranschldge verhindert wirden,
ausserten sich zahlreiche Kantone und die CVP dahingehend, dass trotz erheblichen
burokratischen Mehraufwandes kaum ein Sicherheitsgewinn resultiere. Entgegen der
Ankindigung des Bundesrates befanden der SSV, der SBV und ProTell den
Umsetzungsvorschlag nicht fir «pragmatisch» und die CVP sowie die grosse Mehrheit
der Kantone bezweifelten, dass der Bundesrat den Handlungsspielraum bei der
Umsetzung vollstandig ausgeschopft habe. Schitzenkreise wiesen Uberdies auf eine
hangige Klage am EuGH hin, in der die Tschechische Republik die Rechtméssigkeit der
neuen EU-Waffenrichtlinie angefochten hatte, weil die Terrorabwehr den Einzelstaaten
obliege und gar nicht in die Zustandigkeit der EU falle. Die Schweiz solle diesem Urteil
nicht vorgreifen und das Waffenrecht nicht vorschnell anpassen.
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Inhaltlich sei der Entwurf hinsichtlich zentraler Begrifflichkeiten - beispielsweise der
Definitionen von «Faustfeuerwaffe» und «Handfeuerwaffe» - zu wenig prazise und
Uberlasse zu viele Klarungen dem Verordnungsgeber, was Rechtsunsicherheit mit sich
bringe. In diesem Zusammenhang forderten der SSV, der SBV, ProTell, LEWAS, der
Stadteverband sowie neun Kantone den Bundesrat auf zu definieren, was
«Regelmassigkeit des sportlichen Schiessens» bedeute. Die Notwendigkeit einer
solchen Prazisierung zeigte sich bereits in den unterschiedlichen Vorstellungen des
Begriffs, welche die Vernehmlassungsantworten offenbarten: Hielten der SBV und
ProTell einmal in funf Jahren fir eine angemessene Regelméassigkeit, sahen die Kantone
Neuenburg, Tessin, Waadt und Wallis eine ausreichende Regelméssigkeit ab einer
zweimaligen Nutzung pro Jahr gegeben. Ganz konkrete Kritik betraf dartber hinaus die
vorgesehene Unterscheidung von Waffenkategorien anhand der Magazinkapazitat. Diese
sei kein Indikator fur die Geféahrlichkeit einer Waffe und die Regelung daher nicht
nachvollziehbar; stattdessen wéare eine Unterscheidung anhand des Kalibers, des
Munitions-Typs und einer allfélligen Serienfeuer-Moglichkeit zu diesem Zweck
dienlicher. Da Magazine zum Teil waffentyplbergreifend eingesetzt und separate
Magazine bewilligungsfrei erworben werden koénnten, sei die Regelung leicht zu
umgehen und Missbrauch schwer zu verhindern, stellten mehrere Kantone fest. Die
Skepsis der Waffenlobby sowie des Kantons Schwyz weckte zudem die Pflicht fur
Waffensammler, den Zweck der Sammlung offenzulegen. Der Mensch sei seit jeher ein
Sammler, wie es ProTell ausdrickte, und viele Sammlungen dienten keinem besonderen
Zweck ausser der Freude am Objekt selbst, weshalb eine solche Bestimmung verfehlt
sei. Die Kritik am Entwurf beschrankte sich jedoch nicht darauf, dass er zu viele
Einschrankungen vorsehe; an einigen Stellen wurde auch bemangelt, dass die
Regelungen zu wenig weit gingen. So schlugen beispielsweise die SP, die GLP und flnf
Kantone (NE, TI, VD, VS, GE) vor, es sei auch von Eigentiimern von Ordonnanzwaffen ein
Nachweis zu verlangen, dass sie die Waffe regelmassig fir den Schiesssport
verwendeten.

Auch lehnten nicht alle Kritiker der Waffenrechtsanpassung ebenso die Genehmigung
des Notenaustausches mit der EU ab. Der Notenaustausch ist im Grunde genommen
das Verfahren zur Ubernahme eines weiterentwickelten Rechtsakts, der dem Schengen-
Besitzstand angehort. Nachdem die EU der Schweiz am 31. Mai 2017 die neue
Waffenrichtlinie als Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstandes notifiziert hatte,
versicherte der Bundesrat in seiner Antwortnote vom 16. Juni 2017 der EU, dass die
Schweiz die Richtlinie - vorbehaltlich der parlamentarischen Genehmigung - innerhalb
einer Frist von zwei Jahren Ubernehmen und umsetzen werde. Die SVP, der SSV und
LEWAS waren der Meinung, die Schweiz kénne der EU mitteilen, die Waffenrichtlinie zu
Ubernehmen - wozu sie als Vertragsstaat von Schengen/Dublin verpflichtet ist -, ohne
dafur die Schweizer Rechtslage anpassen zu mussen. Sie hielten das Schweizer
Waffenrecht fir den Anforderungen der EU-Richtlinie dem Sinn nach entsprechend
und sahen darum keinen Bedarf fiir eine Anderung des Schweizer Waffenrechts, auch
wenn der Notenaustausch genehmigt wurde. In die gleiche Richtung dusserte sich auch
die CVP, welche die Frage stellte, ob das geltende Waffengesetz keine ausreichende
Grundlage darstelle, um die Ziele der EU-Waffenrichtlinie weitgehend zu erfllen.
ProTell und der Kanton Schwyz lehnten indes auch die Genehmigung des
Notenaustausches ab und forderten weitere Verhandlungen mit der EU. °

Kriminalitat

In der Vernehmlassung stiess insbesondere die Aufwertung der Bestechung im
Privatbereich zu einem Offizialdelikt auf breite Kritik. Alle vier Bundesratsparteien,
aber auch der Vorort und die linke Vereinigung «Demokratische Juristinnen und
Juristen» lehnten diese Gleichbehandlung von staatlicher und privater Sphére ab.
Wenig Zustimmung fanden auch die neuen Vorschriften Uber das sogenannte Anfuttern.
Dieser Tatbestand sei derart unklar, dass die Gefahr von willklrlicher Strafverfolgung
bestehe. Mit der Strafbarkeit der Bestechung auslandischer Beamter erkléarte sich der
Vorort einverstanden, auch wenn er zu bedenken gab, dass damit die Bewerbung um
Staatsauftrdge in Landern, wo derartige Zahlungen landesublich seien, gravierend
erschwert wirde. °
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Institutionen und Volksrechte
Bundesrat

Die Reaktion auf die vom Bundesrat im Vorjahr in die Vernehmlassung gegebenen
Vorschlage fur eine Regierungsreform fiel eher negativ aus. Die Variante mit einem
gestarkten Bundesprasidenten fand bei den grossen Parteien keinen Anklang, da sich
dessen Rolle nicht mit dem weiterhin vorgesehenen Kollegialitatsprinzip wurde
vereinbaren lassen. Einzig der Vorort und der Bauernverband sowie die Grinen und die
Schweizer Demokraten sprachen sich daflr aus. Eine zweistufige Regierung mit
Bundesraten als Regierungskollegium und ihnen unterstellten Fachministern fand in
abgewandelter Form, d.h. mit einer gleichzeitigen Starkung des Prasidialamtes, zwar bei
der FDP Anklang, nicht aber bei der SVP. Die SP und die CVP wie auch der
Gewerkschaftsbund und der Gewerbeverband beurteilten dieses Modell zwar
grundsatzlich positiv, lehnten jedoch eine Verkleinerung des Bundesrates auf funf
Mitglieder ab. Der Bundesrat beschloss in der Folge, dieses zweistufige Modell weiter zu
verfolgen und sich mit den Details einer solchen Regelung, wie z.B. der Frage, ob die
Fachminister =~ vom  Parlament oder der Regierung zu wahlen seien,
auseinanderzusetzen.’

Volksrechte

Mitte Mai 2018 nahm die SPK-SR mit 11 zu O Stimmen bei einer Enthaltung einen
Gesetzesentwurf an, der die Kiindigung von Staatsvertragen regelt. Zwar seien wichtige
Vertrdge bis heute nie gekindigt worden, es gelte aber - insbesondere vor dem
Hintergrund von Volksinitiativen, die in jungerer Vergangenheit in ihrer Umsetzung die
Kindigung volkerrechtlicher Vertrége forderten - die Regeln «vor dem Spiel» und nicht
erst «wahrend des Spiels» zu klaren. Die Kommission stellte sich gegen die Haltung des
Bundesrates, dass dieser alleine zustandig sei flr die Kindigung von internationalen
Abkommen. Vielmehr sei die Kindigung gleich zu regeln wie der Abschluss von
vOlkerrechtlichen Vertrédgen: Die Bundesversammlung sei es, die Abschllsse fur
wichtige, rechtsetzende Vertrédge genehmige, also musse es auch das Parlament sein,
das solche Vertrage auflosen kdnne. Mitbertcksichtigt werden musste dabei auch das
Referendumsrecht: Auch hier musse das Prinzip des «actus contrarius», also ein
Parallelismus der Zustandigkeiten, angewendet werden. Kindigungen von wichtigen
Vertragen seien dem Referendum zu unterstellen.

Auf die Vernehmlassung des Gesetzesentwurfs gingen 36 Stellungnahmen ein. Zwei
Drittel (die 15 Kantone BE, SZ, NW, ZG, SO, BS, BL, SH, AR, Al, SG, GR, AG, TI, NE; die flnf
Parteien BDP, CVP, FDP, GLP, SP sowie der Stadteverband, der Gewerbeverband, der
Centre Patronal und die Gesellschaft fir Aussenpolitik) sahen nicht nur
Handlungsbedarf in der Frage zur Klarung der Zustandigkeit fir die Kindigung
volkerrechtlicher Vertréage, sondern beurteilten den Vorentwurf der SPK-SR auch
positiv. Die Kantone Thurgau und Glarus sowie die SVP sprachen sich gegen den
Vorschlag aus. Die restlichen Kantone (OW, ZH, LU, FR, VD, VS und GE) und Verbénde
(Gemeindeverband, economiesuisse) nahmen entweder keine Stellung oder enthielten
sich, weil sie mitunter die Notwendigkeit einer Gesetzesédnderung nicht sahen (z.B.
economiesuisse). Die Gegner der Vorlage beflirchteten eine Verkomplizierung des
Verfahrens und eine Relativierung der Kompetenzen der Regierung. Die SVP lehnte die
Vorschlage ab, weil sie faktisch darauf hinausliefen, die direktdemokratische
Mitbestimmung einzuschrénken; zwar nicht beim Abschluss aber bei Neuaushandlung
oder Kundigung von Staatsvertragen. 8

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Damit die Absicht des Bundesrats, E-Voting in den ordentlichen Betrieb zu tberfuhren,
umgesetzt werden konnte, musste das Bundesgesetz iiber die politischen Rechte
angepasst werden. Die Teilrevision wurde Ende 2018 in die Vernehmlassung gegeben
und soll auch «Gelegenheit fur eine politische Debatte auf eidgendssischer Ebene zum
Thema E-Voting» bieten, so der Bericht weiter.

Eine Gruppe aus wissenschaftlichen Expertinnen und Experten sei zum Schluss gelangt,
dass der elektronische Kanal sicher und vertrauenswirdig angeboten werden kénne, so
die Einleitung des erlduternden Berichts dazu. Die Revision sah vor, dass die
individuelle digitale Stimmabgabe neu mittels eines durch den Bund zertifizierten
elektronischen Systems erfolgen kénnen solle. Angestrebt wird dabei eine barrierefreie
Stimmabgabe. Geregelt werden in dem Gesetz auch die Anforderungen an dieses
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System selber: Dessen Quellcode muss offengelegt werden und transparent sein, damit
er verifizierbar ist, aber trotzdem das Stimmgeheimnis gewahrt bleibt; der Bund
zertifiziert das System und die Kantone mussen laufend Risikoeinschatzungen
durchfihren. In einem im Vergleich zum aktuellen Versuchsbetrieb einfacheren
Verfahren soll der Bund die Bewilligung erteilen, wenn ein Kanton E-Voting einfihren
will = die Kantone blieben jedoch frei, E-Voting einzufuhren oder nicht. Jene Kantone,
die E-Voting als ordentlichen Stimmkanal einfihrten, kdnnten Anmeldungen von
Stimmblrgerinnen und Stimmbdrger vorsehen, die an einer digitalen Stimmabgabe
interessiert sind, und diesen dann die notwendigen Unterlagen zustellen - idealerweise
ebenfalls elektronisch.

Mitte Juni 2019 lagen die Antworten der Vernehmlassung vor - in der Tat war die
Vorlage zuvor ziemlich heftig debattiert worden. In den Medien war bereits Anfang Mai
berichtet worden, dass die Vorlage auf breite Kritik gestossen und insbesondere die
Sicherheit als noch ungenlgend beurteilt worden sei. Der Ergebnisbericht der
Bundeskanzlei ging neben den Antworten auch auf die «Ereignisse wahrend des
Vernehmlassungsverfahrens» ein, welche die Antworten wohl mitentscheidend
beeinflusst hatten: In einem Intrusionstest war gezeigt worden, dass das E-Voting-
System der Post, das neben dem System des Kantons Genf angewendet wurde,
gravierende Sicherheitsméangel aufwies.

Zwar sprach sich eine grosse Mehrheit der 52 von insgesamt 64 Stellungnehmenden
ganz grundsatzlich flr digitales Abstimmen und Wahlen aus, weil E-Voting insbesondere
auch Auslandschweizerinnen und Auslandschweizern sowie Menschen mit
Behinderungen zugute kommen kann. Die Vorlage selber fand aber nur eine knappe
Unterstltzung bei 37 Antwortenden. Darunter fanden sich 19 Kantone, die KdK, der
Stadteverband, der Gemeindeverband, Behindertenverbénde, die
Auslandschweizerorganisation und die Post, aber keine der 10 antwortenden Parteien.
Immerhin E-Voting-freundlich zeigten sich unter diesen die BDP, die CVP, die EVP, die
FDP, die GLP, die GP und die SP. Sie beméangelten aber, wie auch die Kantone Genf, St.
Gallen, Solothurn und Wallis und etwa Economiesuisse unter den Organisationen, dass
der Zeitpunkt einer Umsetzung in Anbetracht der aktuellen Entwicklungen sehr schlecht
gewahlt sei. Es sei besser, den Versuchsbetrieb weiterzufiihren. Angeregt wurde zudem,
dass ein E-Voting-System in staatlicher Hand liegen musse, etwa vom Kanton Genf, der
GP, der SP und der EVP.

Die 12 Antworten, die sich nicht nur gegen die Vorlage, sondern ganz grundséatzlich
gegen eine EinfUhrung von E-Voting aussprachen, stammten von den Kantonen
Nidwalden, Schwyz und Waadt, von der SVP, der AL Bern und der Piratenpartei sowie
verschiedenen IT-Organisationen, etwa auch dem Komitee der Initiative «flr ein E-
Voting-Moratorium». Diese Stellungnehmenden zeigten sich sehr skeptisch dazu, dass
E-Voting jemals die notwendige Sicherheit aufweisen kénnte, mit der das zentrale
Vertrauen in die direkte Demokratie nicht gefahrdet werde. Dartber hinaus kritisierten
sie, dass E-Voting-Systeme, also «hoheitliche Zustandigkeiten», von Dritten angeboten
werden durfen. Falls dies so bleibe, misse mindestens die momentan fehlende
Konkurrenzsituation von privaten Systemanbietenden geadndert werden, weil Monopole
zulasten der Sicherheit gingen. Es bestehe kein Handlungsbedarf, fand gar die SVP und
der Nutzen sei in Anbetracht des hohen Sicherheitsrisikos viel zu gering. Es sei besser,
die briefliche Stimmabgabe punktuell zu verbessern - etwa im Hinblick auf mdégliche
Erleichterungen flur Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer, so die SVP.

Obwohl seit 2004 in insgesamt 15 Kantonen mehr als 300 Tests erfolgreich
durchgefuhrt worden seien, sei der Bundesrat auch aufgrund der kritischen Antworten
aus der Vernehmlassung und angesichts der «Entwicklungen der vergangenen Monate»
zum Schluss gekommen, «auf die Uberfiihrung der elektronischen Stimmabgabe in den
ordentlichen Betrieb zu verzichten», erklarte er in einer Medienmitteilung im
darauffolgenden Juni 2019. Vielmehr habe er die Bundeskanzlei beauftragt, ein Konzept
fur eine Neuausrichtung des Versuchsbetriebs zu erstellen. Dieser «Marschhalt» wurde
in den Medien virulent diskutiert, aber tiberwiegend begrusst.
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Wirtschaft

Landwirtschaft
Agrarpolitik

Le Département fédéral de I'’économie a publié le rapport sur les résultats de la
consultation relative a I’évolution future de la politique agricole (PA 2007) a la fin du
mois de mars. Les milieux agricoles, presque unanimement sceptiques, ont estimé que
le rythme des réformes était trop élevé et que les mesures découlant de la politique
agricole 2002 (PA 2002) étaient suffisantes. lls ont rappelé que malgré le travail fourni,
les revenus restaient bas en comparaison avec d’autres secteurs. Cet état de fait
n’était, a leurs yeux, pas assez présent dans le document soumis a consultation. Le
monde agricole s’est déclaré opposé a la suppression du contingentement laitier, tout
en demandant son assouplissement, et a I'augmentation de la taille minimale des
exploitations. La nouvelle réglementation des importations de viande a recu un accueil
réservé. L'introduction de mesures sociales dans la loi a, par contre, été soutenue. Le
Groupement suisse pour les régions de montagne (SAB) ainsi que la Société suisse
d’économie alpestre (SSEA) ont souligné les difficultés des régions de montagne. Une
majorité des organisations paysannes, de consommateurs et de protection de
I'environnement a estimé qu’il était nécessaire de répondre aux attentes des
consommateurs en matiere de sécurité alimentaire et que I'objectif de la politique
agricole ne saurait dés lors étre la compétitivité a tout prix. Les associations
économiques (economiesuisse, Union patronale suisse, USAM), I'industrie alimentaire
(Fédération des industries alimentaires suisses, et Nestlé notamment) et les grands
distributeurs (entres autres Coop, Migros) ont eu une appréciation diamétralement
opposée de la réforme en cours. lls ont demandé que le rythme des changements soit
plus soutenu et qu’une déréglementation plus décidée des marchés agricoles soit
entreprise, cela dans I'intérét de I'agriculture elle-méme. La majorité des cantons, les
partis bourgeois ainsi que les organisations paysannes n‘ont pas voulu d’une trop forte
focalisation sur I"'amélioration de la compétitivité de I'agriculture. Les partis de gauche,
socialistes et verts, ne se sont pas opposés par principe a une dérégulation. Ils I'ont
toutefois liee a des mesures écologiques restrictives et & une sécurité alimentaire
maximale. ™

Drei Wochen nach Abschluss der Ratsberatungen prasentierte das Bundesamt fur
Landwirtschaft (BLW) das zur neuen Agrarpolitik gehdrende Verordnungspaket,
welches 350 Seiten umfasste. Nach Ablauf der Vernehmlassungsfrist waren tGber 300
Stellungnahmen eingegangen. Generell gelobt wurden die Zusammenfassung
verschiedener Verordnungen in einer totalrevidierten Direktzahlungsverordnung sowie
die klare Zielausrichtung des neuen Direktzahlungssystems. Die Kritikpunkte
unterschieden sich je nach politischer Gesinnung, respektive je nach
Prioritatensetzung bei den verschiedenen Zielen der Landwirtschaftspolitik: Die SVP,
der SBV und andere béauerliche Gruppierungen bemangelten etwa die ihrer Ansicht
nach zu schwache Gewichtung der Versorgungssicherheit und verlangten mehr Beitrage
fur Futter- und Brotgetreide. SP, Grine und Umweltverbédnde hingegen wilinschten
mehr Leistungen fir Umwelt- und Tierschutzziele. Von Seiten direktbetroffener
Verbande und Branchenorganisationen sowie von SBV, SGV und den Kantonen wurde
zudem der mit der neuen Regelung einhergehende administrative Aufwand kritisiert.
Dem widersprach jedoch die Economiesuisse: Laut ihrer Einschatzung sei der Aufwand
vertretbar angesichts der Zielgenauigkeit des neuen Direktzahlungssystems. Nachdem
das BLW nochmals einige Anderungen vorgenommen hatte, verabschiedete der
Bundesrat im Oktober die Verordnungen: Die neue Agrarpolitik wird damit ab dem 1.
Januar 2014 in Kraft treten. ™
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Pflanzliche Produktion

Ende Januar schickte der Bundesrat eine Vorlage zur Koexistenzregelung zwischen
genetisch veranderten und konventionellen Pflanzen in die Vernehmlassung. Durch
Ergdnzungen und Anderungen im Gentechnikgesetz und den dazu gehdrenden
Verordnungen sollten die legalen Grundlagen gelegt werden fur den Anbau von
gentechnisch veranderten Organismen (GVO) nach Ende des bis 2017 geltenden
Moratoriums. Konkret schlug der Bundesrat Sicherheitsabstande zwischen Feldern mit
genetisch verandertem Saatgut und konventioneller Landwirtschaft vor: Fir Kulturen
wie Kartoffeln, Soja oder Weizen sollte dieser Abstand 12 Meter, fliir Mais gar 100 Meter
betragen, da dessen Pollen weiter fliegen wirden. Auch die Trennung der Warenfllisse
sollte Uber die gesamte Produktionskette hinweg gewéhrleistet werden, damit man den
Konsumentinnen und Konsumenten Wahlfreiheit garantieren kénne. Das Bundesamt fur
Landwirtschaft (BLW) wiirde ausserdem ein zentralisiertes Anbauverzeichnis fiihren,
welches von Direktbetroffenen wie etwa benachbarten Landwirten eingesehen werden
konnte. Schliesslich sollte auch die Einrichtung gentechfreier Zonen ermoglicht
werden, falls dies die Bauern einer Region so wiinschten oder wenn es vom betroffenen
Kanton aufgrund von Gebieten mit hohem Naturwert als erstrebenswert erscheinen
wirde. Die oOffentlichen Reaktionen fielen gemischt aus: Der Bauernverband (SBV)
kritisierte die vorgeschlagenen Sicherheitsabstande als zu klein, Greenpeace und die
Grinen bekraftigten zudem, dass sie die Aufrechterhaltung des Verbots auch nach
Ablauf des Moratoriums begrissen wurden. Von Seiten der Economiesuisse wurde der
Entwurf hingegen begrisst: Wenn man den Anbau von GVO weiterhin verhindere, werde
damit der Forschungs- und Wirtschaftsstandort Schweiz geschwacht. Franz Bigler,
Leiter der Gruppe .Biosicherheit™ bei Agroscope Reckenholz-Tanikon, kritisierte die
geplanten Abstéande zwischen genetisch veranderten und konventionellen Pflanzen als
zu gross: Es handle sich dabei um Verdopplungen der Werte, welche von der Forschung
empfohlen wirden. Wahrend der Herbstsession teilte Bundesratin Doris Leuthard dem
Stdnderat im Rahmen einer Diskussion Uber eine schliesslich verworfene Motion Ritter
(cvp, SG) mit, dass die Vernehmlassung .massiv negative Reaktionen™ ausgeldst habe
(Mo. Ritter, 12.3028). Zwei Drittel aller Vernehmlasser hatten das vorgeschlagene Modell
verworfen, man suche nun nach einer anderen Lésung.

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

Ende Jahr préasentierte der Bundesrat seine Botschaft fiir eine Neue Finanzordnung;
sie entsprach dem im Vorjahr in die Vernehmlassung gegebenen Entwurf. Die Vorlage
beinhaltet insbesondere die Aufhebung der Befristung der direkten Bundessteuer und
der Mehrwertsteuer sowie die Streichung des Sondersatzes von 3,6% im
Tourismusbereich. Letzterer sei eine strukturpolitisch motivierte Finanzhilfe, die nicht
in das Steuersystem gehore. Da der Sondersatz umstritten ist - in ihrer Stellungnahme
hatten sich die Hotellerie und die Tourismuskantone fur seine Beibehaltung
ausgesprochen -, soll separat darlber abgestimmt werden. Nach der Ablehnung der
Energielenkungsabgabe verzichtete der Bundesrat auf eine Steuerreform mit
Okologischen Anreizen. In der Vernehmlassung hatten sich vor allem economiesuisse
und die Bankiervereinigung, aber auch der Strassenverkehrsverband gegen die
definitive Verankerung der direkten Bundessteuer ausgesprochen. Der Schweizerische
Treuhandlerverband und die SVP pladierten gar flr die Abschaffung der direkten
Bundessteuer. ™

Bei der anfangs Dezember 2017 zu Ende gegangenen Vernehmlassung zur
Steuervorlage 17 (SV17) gingen 127 Stellungnahmen ein. Unbestritten waren die
Dringlichkeit sowie die Ziele der Reform, ansonsten beurteilten die Teilnehmenden die
Vorlage jedoch sehr unterschiedlich: Die KdK und die Finanzdirektorenkonferenz (FDK),
alle Kantone sowie die Stadte- und Gemeindeverbénde hiessen den bundesratlichen
Vorschlag mehrheitlich gut, forderten jedoch einen Kantonsanteil an der direkten
Bundessteuer von 21.2 Prozent anstelle der im Entwurf vorgeschlagenen 20.5 Prozent.
Zahlreiche Kantone sprachen sich zudem daflr aus, die vom Bundesrat im Vergleich zur
USR Il fallen gelassene zinsbereinigte Gewinnsteuer auf Uberdurchschnittliches
Eigenkapital wieder aufzunehmen, wie es vor allem der Kanton Zirich im Vorfeld
gefordert hatte. Diese Forderung wurde auch von verschiedenen Organisationen,
Verbénden und Kantonalparteien - insbesondere aus dem Kanton Zurich - unterstutzt.
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Auch die SVP beflirwortete die zinsbereinigte Gewinnsteuer und forderte zuséatzliche
steuerliche Massnahmen wie einen erhéhten Steuerabzug fur Start-ups. Zudem sprach
sie sich fur eine Senkung der Gewinnsteuer des Bundes von 8.5 auf 7.5 Prozent aus.
Dies sollte den Spielraum der Kantone weiter vergréssern und stellte eine Reaktion auf
die Senkung der Konzerngewinnsteuern in den USA dar. Diese Absicht unterstitzte auch
die FDP.Die Liberalen. Sie forderte zudem, die vorgeschlagenen steuerlichen
Massnahmen flr fakultativ zu erkléaren, um die konkrete Ausgestaltung den Kantonen zu
Uberlassen - eine Position, die unter anderem auch die Economiesuisse teilte. Einig war
man sich im burgerlichen Lager mehrheitlich in der Kritik zur Erhdhung des
Mindestansatzes der kantonalen Dividendenbesteuerung als
Gegenfinanzierungsmassnahme. Zahlreiche blrgerliche Parteien und Organisationen,
darunter die SVP, die FDP.Die Liberalen, die BDP, der Gewerbeverband und die
Vereinigung der Familienunternehmen Swiss Family Business sprachen sich gegen diese
aus, da damit in den Ermessensspielraum der Kantone eingegriffen werde und eine
solche Regelung insbesondere den KMU schade. Die GLP schlug alternativ vor, die
Gewinnsteuer an die Dividendenbesteuerung zu koppeln: Eine hohere
Dividendenbesteuerung wirde folglich tiefere Gewinnsteuern erlauben.

Auch Akteure aus dem linken politischen Spektrum &usserten Kritik an der vorgelegten
SV17. Die SP lehnte die Foérdermassnahmen wie die Patentbox und die Abzlige fur
Forschung und Entwicklung ab und beantragte, diese - falls sie doch eingefuhrt wirden
- zeitlich zu befristen. Sie beflrwortete die vorgeschlagenen
Gegenfinanzierungsmassnahmen, diese gingen ihr jedoch zu wenig weit: Die
Dividendenbesteuerung sei auf mindestens 80 Prozent auf Kantons- und auf 100
Prozent auf Bundesebene zu erhdhen. Zudem sollten die Mindestvorgaben flr die
Familienzulagen auf mindestens CHF 50 erhoht werden, erklarte sie. Fir den SGB
stellte die Erhohung der Dividendenbesteuerung auf 70 Prozent das Minimum dar, er
schlug sogar eine Erhéhung auf 100 Prozent sowie eine Erhdhung der Kinderzulagen auf
CHF 100 und eine Einschrankung des Kapitaleinlageprinzips (KEP) vor. TravailSuisse und
Centre Patronal forderten die Einfihrung eines Vaterschaftsurlaubs entsprechend der
gleichnamigen Initiative. Fiur die Grinen ging die Steuervorlage 17 in die falsche
Richtung, da sie den Steuerwettbewerb weiter anheize und intransparente
Steuerausfalle zur Folge habe. Sie forderten einen Mindeststeuersatz fir Unternehmen
sowie Korrekturen an der USTR Il, insbesondere eine Einschrankung des KEP.

Eine Aufteilung der Vorlage - wie sie bereits kurz nach Ablehnung der USR Il als «Plan
C» diskutiert worden war - brachte schliesslich die CVP ins Spiel: In einem ersten
Schritt sollen nur die breit akzeptierten und dringlichsten Elemente - die Abschaffung
der Sonderregeln fur Statusgesellschaften, die Erhéhung des Kantonsanteils auf 21.2
Prozent sowie die Anpassung des Finanzausgleichs - vorgenommen werden. Die neuen
Steuerprivilegien sowie die Erhohung der Dividendenbesteuerung und der
Kinderzulagen wdirden erst in einem zweiten Schritt diskutiert. Diesen Vorschlag
unterstltzte der Verband Swissholdings, da «die internationale Schweizer Wirtschaft
auf die rasche Abschaffung der heutigen Regimes [...]» angewiesen sei.

Die Medien zogen im Anschluss an die Vernehmlassung insbesondere Parallelen zur
Steuerreform im Kanton Waadt: Dieser hatte als Ausgleich zu den Steuersenkungen fur
die Unternehmen zuséatzliche Sozialausgaben fur Kindergeld, Kinderbetreuungsbeitrage
und Subventionen fur die Krankenkassenpramien gesprochen, woraufhin die
Kantonsbevdlkerung sowohl die USR Ill als auch die kantonale Umsetzungsgesetzgebung
gutgeheissen hatte. Diesem Vorbild habe nun auch Finanzminister Maurer folgen
wollen, seine sozialen Kompensationsmassnahmen seien jedoch auf wenig Anklang
gestossen - sie seien geméss Tages-Anzeiger als «Feigenblatt>» wahrgenommen
worden. "

Infrastruktur und Lebensraum
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Energie
Energie

Ende Januar 2019 endete die Vernehmlassungsfrist zur Revision des StromVG und damit
zur Frage nach der vollstdndigen Liberalisierung des Schweizer Strommarktes. Eine
Mehrheit der Kantone, der Wirtschaftsverbédnde und der Parteien sprach sich zwar far
eine im Kern der Vorlage umzusetzende Liberalisierung des Schweizer Strommarktes
aus, jedoch ausserten viele Vernehmlassungsteilnehmende Vorbehalte, insbesondere in
Bezug auf fehlende Unterstlutzungsmassnahmen flr erneuerbare Energien und die
Wasserkraft.

Die Wirtschaft zeigte sich in der Vernehmlassung gespalten. Auf der einen Seite stand
der Dachverband Economiesuisse, der die Liberalisierung des Strommarktes begrisste.
Ebenfalls als winschenswert stufte der Wirtschaftsdachverband dabei das vom
Bundesrat vorgeschlagene Grundversorgungsmodell ein, da damit die Schweizer
Wasserkraft gestarkt werden kénne. Weitere Unterstitzungsmassnahmen lehnte der
Verband aber ab. Das marktnahe Modell flr die Grosswasserkraft, wie es das von der
Stimmbevodlkerung angenommene EnG von 2016 (Referendum ENS 2050) vorsah,
wollten Industrie-, Wirtschafts- und Gewerbeverbande mit einem sogenannten Energy-
Only-Markt erreichen, bei dem nur die tatsachlich erzeugte Strommenge vergttet wird,
nicht aber die Bereitstellung von Stromkapazitaten, wie dies bei einem regulierten
Kapazitatsmarkt der Fall ist. Auf der anderen Seite blickte die Strombranche mit dem
Dachverband VSE einer Liberalisierung kritisch entgegen, da der verstarkte Wettbewerb
noch weniger Anreize schaffe, in der Schweiz Investitionen in die Strominfrastruktur zu
tatigen. Das vorgeschlagene marktnahe Modell, welches gemass bestehendem EnG die
auslaufenden Marktprémien flur die Grosswasserkraft ablosen soll, mulsse deshalb
zwingend von zusatzlichen Investitionsanreizen begleitet werden. Das vorgesehene
Grundversorgungsmodell, zu dem Konsumentinnen und Konsumenten jederzeit wieder
zurlickkehren kénnen und das zu vom Bundesrat vordefinierten Konditionen (Preis und
Strommix) angeboten werden muss, stufte der Verband zudem als eine
«Produktvorgabe» ein und lehnte dieses ebenfalls ab.

Sowohl Economiesuisse als auch die Strombranche bewerteten hingegen die geplante
Speicherreserve als begrliissenswert, wobei der VSE anmerkte, dass diese Massnahme
nicht ausreiche, um langfristigen Versorgungsengpéassen entgegenzuwirken.

Fur eine Strommarktéffnung argumentierten unter den Parteien die CVP, FDP, GLP und
die SVP. Die SP und die Grunen stellten sich - zusammen mit
Arbeitnehmerorganisationen und Gewerkschaften - grundséatzlich gegen eine
Strommarktéffnung, insbesondere wenn einheimische erneuerbare Energien zu wenig
unterstitzt werden. Eine Liberalisierung sei zudem vom Zustandekommen eines
Stromabkommens mit der EU abhangig zu machen, forderten die beiden linken
Parteien. Diesen Gedanken lehnte die SVP in ihrer Stellungnahme ab, die den
Liberalisierungsschritt nicht als «Prajudiz» fir ein Stromabkommen mit der EU
betrachten wollte. Letzteres sei nur dann abzuschliessen, wenn dies im Interesse der
Schweiz stehe und deren Souveranitat nicht einschranke. Ein sehr wichtiger Kritikpunkt
der Vorlage war zudem die Frage der Begleitmassnahmen: Alle grésseren Parteien,
ausser der FDP, vermissten in der Vorlage Unterstiutzungsmassnahmen flr einheimische
erneuerbare Energien und/oder die Wasserkraft. Das von der Energiewirtschaft
(Mehrzah!l der Verbande von Verteilnetzbetreibern sowie kleineren Energieversorgern)
kritisierte Grundversorgungsmodell fand bei der SP und den Grinen sowie bei CVP und
SVP Zuspruch, wobei sich die Parteien bei der Frage der Preisregulierung uneinig
waren: CVP und SVP wollten von Preisvorgaben im Grundversorgungsmodell absehen.
Die FDP wollte zudem erreichen, dass das Grundversorgungsmodell nicht in den
Handen der Netzbetreiber liegt, sondern in die Verantwortung des Stromlieferanten
gegeben wird, und die GLP brachte erneut die Idee von Lenkungsabgaben ins Spiel. Die
Grunen verlangten des Weiteren, den Anteil an erneuerbaren Energien beim
Grundversorgungsmodell bei 100 Prozent anzusetzen und nicht wie im Vorentwurf
vorgesehen nur zu einem «gewissen Anteil».

Einhelliger Tenor herrschte unter den Parteien - wie unter den Wirtschaftsverbanden -
schliesslich  bei der Frage der Speicherreserve zur Absicherung der
Versorgungssicherheit, den SP, Griine, CVP, GLP, FDP und SVP prinzipiell unterstitzten.

Unter den Kantonen begrissten Aargau, Bern, Basel-Stadt, Luzern, St. Gallen,
Schaffhausen sowie Thurgau die Vorlage grosstenteils. Ablehnend oder nur mit
teilweiser Zustimmung standen dem Vorhaben die Westschweizer Kantone Waadt, Genf
und Jura sowie die Regierungskonferenz der Gebirgskantone (RKGK) - d.h. die Kantone
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Uri, Obwalden, Nidwalden, Glarus, Appenzell Innerrhoden, Graublnden, Tessin und
Wallis - gegenuber. Ihre primare Kritik war, dass mit der Vorlage zu wenig Investitions-
und zu geringe Planungssicherheit fur die Energiewirtschaft geschaffen werde. Der
Kanton Genf fand hier deutliche Worte und erklarte, dass er den zweiten
Offnungsschritt unter diesen Bedingungen ablehne. Der Kanton Zirich monierte, dass
mit den vorgesehenen Massnahmen die Stromversorgungssicherheit bis 2035 nicht
ohne Weiteres gesichert sei, und forderte, dass der Selbstversorgungsgrad der Schweiz
und die dazu noétigen Massnahmen, insbesondere im Bereich der Wasserkraft,
festgelegt werden. Er begriisste aber prinzipiell die Offnung des Strommarktes.

Grundsatzlichen Zuspruch fanden in der Vernehmlassung auch die weiteren
Massnahmen im Bereich der verbesserten Verursachergerechtigkeit, der
Flexibilisierung und der Effizienzsteigerung in den Verteilnetzen, wobei die genauen
Vorstellungen zur Ausgestaltung teilweise auseinanderklafften. Beispielsweise bei der
verursachergerechten Netztarifierung wirden einige Vernahmlassungsteilnehmende
zwecks erhohter Flexibilitat eine Umsetzung der Massnahmen auf Verordnungsebene
bevorzugen. Umstritten blieb auch die geplante EinfUhrung der Wahlfreiheiten im
Messwesen, wobei die Verteilnetzbetreiber aufgrund des zusatzlichen Aufwands
mehrheitlich deren Verzicht forderten, wohingegen verschiedene Wirtschaftsverbéande
sowie die FDP und die GLP sogar eine Ausweitung des Vernehmlassungsvorschlags
winschten.

Anders als ihre Vorgangerin Doris Leuthard werde die neu ins UVEK gewechselte
Simonetta Sommaruga, die eine Liberalisierung wohl lieber noch etwas auf die lange
Bank geschoben hatte, regelrecht zu einer Liberalisierung «verknurrt», stellte die NZZ
fest. GegenlUber derselben Zeitung erkléarte die neue Energieministerin, dass es
gleichzeitig eines Abkommens mit der EU bedurfe, um die Vorteile der Liberalisierung
splren zu kénnen. Die vollstandige Liberalisierung des Schweizer Strommarktes bilde
die Voraussetzung fur den Abschluss eines Stromabkommens mit der EU, welches
schon seit Jahren diskutiert werde und die Versorgungssicherheit nachhaltig steigern
sollte. Wie die Medien weiter berichteten, drohte der Schweiz aufgrund des fehlenden
Abkommens Ende 2019 der Ausschluss aus der neuen EU-Handelsplattform fir den
Regelenergiemarkt «Projekt TERRE». Bevor allerdings ein Stromabkommen
abgeschlossen werden koénnte, brauchte es zuerst eine Einigung zur Frage des
Rahmenabkommens zwischen der Schweiz und der EU, weshalb es noch ein langerer
Weg bis zu einem solchen Stromabkommen werden kénnte. Bezlglich der vielseitig
gedusserten Bedenken zu den fehlenden Anreizen bei erneuerbaren Energien gab
Bundesratin Sommaruga bekannt, die Liberalisierung mit einem gleichzeitigen
Férderprogramm (Revision des EnG) begleiten zu wollen. ™

Energiepolitik

Parallelement a son projet de taxe sur le CO2, le Conseil fédéral a mis en consultation
I'avant-projet concernant la nouvelle loi sur I'énergie. Ce dernier - qui forme un
paquet avec la taxe sur le CO2 - reprend les principales dispositions de I'arrété fédéral
sur I'énergie de 1991. Toutefois, plusieurs modifications permettant notamment
d'introduire une planification intégrée des ressources, de prélever des taxes
d'incitation sur les installations, les véhicules et les appareils ainsi que de promouvoir
les énergies alternatives par le biais de fonds publics ont été introduites. Le projet s'est
heurté a de violentes critiques émanant principalement des milieux économiques et
énergeétiques. Pour ceux-ci, le projet du Conseil fédéral ne saurait étre accepté sous sa
forme actuelle, jugée trop interventionniste, d'une densité normative trop importante
et contraire aux mesures de revitalisation de |'économie. S'étant concerté avec
différentes associations économiques - en particulier avec les milieux énergétiques -
le Vorort s'est des lors prononcé pour une privatisation partielle des taches relatives a
la politique énergétique qui, selon lui, permettrait aux autorités fédérales de se limiter
a I'établissement d'une loi-cadre moins contraignante pour I'économie. Les partis
bourgeois ont également regretté que les autorités fédérales ne se soient pas limitées a
|'établissement d'une législation-cadre. De leur c6té, les partisans de la défense de
|'environnement ont reproché au Conseil fédéral sa retenue dans les mesures
envisagées qui, selon eux, menacent la réalisation des objectifs fixés dans le cadre
d'Energie 2000. Quant aux directeurs cantonaux de I'énergie, ils ont souhaité que la
Confédération se concentre sur I'élaboration de principes généraux afin que la mise en
oeuvre de la politique énergétique reste aux mains des cantons.
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Lors des procédures de consultation, le PDC, le PS et les Verts se sont déclarés
favorables aux deux projets qui permettront d'accompagner I'ouverture du marché de
|"électricité. Le PS a souhaité que I'article constitutionnel, en tant que base pour une
réforme fiscale écologique, soit traité de maniére indépendante de I'arrété du National.
Les Libéraux ont refusé clairement le projet de la Chambre du peuple. Ils se sont par
contre exprimés favorablement sur le premier volet du projet de la Ceate (taxe sur les
énergies non renouvelables pour réduire les cotisations sociales), mais ont rejeté le
second (article constitutionnel transitoire encourageant les énergies renouvelables). Le
PRD a rejeté le projet du Conseil national, mais il a soutenu celui de la Ceate. L'UDC a
refusé strictement toute taxe sur I'énergie, il a été tres critique sur les deux projets. Le
Vorort a renvoyé catégoriquement le projet du National a I'instar de celui de la Ceate
avec toutefois un bémol, puisqu'il a accepté les discussions au sujet d'un projet de
réforme fiscale écologique. L'Union des centrales suisses d'électricité (UCS) s'est
opposée aux deux projets. Finalement, la Fondation Suisse de I'Energie a soutenu le
projet du National et encouragé a long terme lI'élaboration d'une réforme fiscale
écologique. ”

Netz und Vertrieb

Sous la pression de I'ouverture du marché de I'électricité dans I'Union européenne
prévue pour 1999, la Suisse s'appréte elle aussi a libéraliser ce secteur jusqu'ici en
situation monopolistique. Le Conseil fédéral a mis en consultation en début d'année un
avant-projet de loi sur le marché de I'électricité. Ce dernier consiste en une loi cadre
qui s'appuie sur les principes de coopération et de subsidiarité. Il propose un acces
réglementé au réseau sur la base d'un accord et formule les principes régissant la
gestion du réseau, la compatibilite et la sécurité de I'approvisionnement. La
libéralisation se fera par étapes sur neuf années. A I'entrée en vigueur de la loi, seuls les
gros consommateurs auront acces au libre marché. Cette premiére étape concernera
114 entreprises suisses consommant plus de 20 gigawattheures annuellement. Elle
permettra de libéraliser 21% de I'ensemble du marché. Apres trois ans, la part s'élevera
a 33%, puis a 60% apres six ans et enfin a la totalité au bout de neuf ans. Parallélement,
les petites usines de distribution devront vendre un courant issu du marché libre a
hauteur de 10% pour les trois premiéres années, de 20% pour les trois suivantes, puis
de 50% et atteindre les 100% aprés neuf ans. Selon I'Union des centrales suisses
d'électricité (UCS), les investissements non amortissables (INA) s'éléveraient & CHF 4.8
milliards si I'ouverture se faisait totalement en 1999. Ce montant diminuerait avec une
libéralisation progressive pour atteindre entre CHF 700 millions et 1.8 milliard. Les
consommateurs devront payer cette somme; le projet de loi autorise en effet les
fournisseurs a augmenter temporairement (10 ans au maximum) leurs tarifs afin de
rembourser ces investissements. Cela consistera en une hausse du kwh de 0.18 & 0.45
centime, selon I'Office fédéral de I'énergie. Le produit de cette augmentation sera
reuni dans un fonds privé qui servira a indemniser les INA ainsi qu'a maintenir ou
rénover des centrales hydrauliques. Les centrales nucléaires n'ont pas été exclues de
I'indemnisation des INA. Le projet demande d'encourager au moyen d'un fonds de
soutien les énergies renouvelables. Les distributeurs d'électricité devront en acquérir
une part minimale. Le projet recommande également la création d'une seule société
suisse de réseau qui sera issue du rapprochement entre les six grandes compagnies
nationales. Une commission d'arbitrage est aussi prévue. Quant aux 900 sociétés de
distribution au détail, elles devront se concentrer.

L'avant-projet de loi s'est heurté en procédure de consultation a d'apres résistances,
méme si la majorité des acteurs concernés ont reconnu la nécessité de la libéralisation.
L'encouragement des énergies renouvelables et la compensation des INA - deux piéces
majeures du dossier - ont fait I'objet de critiques acerbes. Il en a été de méme pour la
création d'une société suisse unique pour I'exploitation du réseau. Concernant la
priorité donnée aux énergies renouvelables, le Vorort, I'USAM, I'UCS, Migros, I'Union des
villes suisses, plusieurs partis (PRD, PL, UDC) et la commission de la concurrence s'y
sont opposés. Parmi les partisans d'un encouragement aux énergies renouvelables, le
PS et le PDC ont souhaité maintenir la compétitivité des centrales hydroélectriques
avec |'aide d'une taxe sur les énergies non renouvelables. Les cantons de montagne ont
réclamé haut et fort cette taxe pour accompagner lI'ouverture du marché de
|'électricité. lls ont demandé que la moitié des recettes de la taxe soit affectée a
|'encouragement des énergies renouvelables. Concernant I'indemnisation des INA, le
Vorort a exprimé son désaccord, estimant que les consommateurs n'avaient pas a payer
pour les mauvais investissements des centrales. L'USAM, I'Union suisse des paysans et la
commission de la concurrence s'y sont opposés. Les milieux écologistes et le PS se sont
opposés a toute indemnisation des INA pour les centrales nucléaires. Concernant la
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création d'une société suisse unique pour l|'exploitation du réseau, la gauche est
d'accord, le Vorort, I'UCS, I'UDC et le PRD sont contre. L'UCS a proposé un bureau de
coordination pour les lignes du réseau et réclamé un rythme d'ouverture plus lent. La
commission de la concurrence, qui a vivement critiqué tout le projet, a néanmoins
soutenu ce dernier point. '®

Wasserkraft

La procédure de consultation relative a la révision totale de la loi sur |'utilisation des
forces hydrauliques a donné lieu a des prises de position divergentes, principalement
en ce qui concerne la limite de la redevance hydraulique pour les centrales d'une
puissance supérieure a 1000 kilowatts. La proposition du Conseil fédéral de porter le
niveau supérieur de cette redevance de CHF 54 & 70 par kilowatt de puissance brute a
été jugée satisfaisante par 11 cantons. Si I'UDC, le PRD, le PS et les Verts se sont
également déclarés en accord avec le projet du gouvernement, ils ont néanmoins tous
souhaité qu'une augmentation plus conséquente de la redevance intervienne dans le
futur. De leur coté, les cantons alpins - a I'exception de Nidwald et de Schwytz - ont
proposé que celle-ci s'éleve a CHF 80. Egalement partisan d'une augmentation plus
importante, le PDC a requis des autorités fédérales qu'elles doublent le montant de la
redevance hydraulique. Quant a I'ensemble des membres concernés du Vorort, ils se
sont unanimement opposés a la hausse prévue par le gouvernement qui, selon eux,
entralnera un surcroit de charges pour les consommateurs d'énergie. Etant donné que
le projet de révision de la loi sur l'utilisation des forces hydrauliques reprend les
dispositions contenues dans la motion du conseiller national Birgi (pdc, SZ) (Mo.
93.3207), le Conseil des Etats a décidé de transmettre cette derniére sous la forme
d'un postulat.

L'avant-projet de loi fédérale sur la responsabilité civile en matiere d'ouvrages
d'accumulation - selon lequel I'exploitant d'une installation hydro-électrique est tenu
de répondre des dommages causés par des séismes, des événements de guerre ou
encore des sabotages - a rencontré un accueil globalement favorable auprés des
acteurs ayant pris part a la procédure de consultation que le Conseil fédéral avait
ouverte a la fin du mois d'avril 1995. Plusieurs d'entre eux, a I'image du Vorort et du
PDC, ont néanmoins requis des compléments d'information concernant en particulier
la charge financiére a laquelle les propriétaires de barrages devront faire face suite a
I'introduction de ce nouveau dispositif légal. De son co6té, la Conférence des
gouvernements des cantons de montagne a demandé que le systéme de répartition des
barrages en trois classes de risques consacré par le projet fasse I'objet de dispositions
plus précises. L'UDC et les producteurs d'électricité ont pour leur part refusé que la
responsabilité des exploitants s'étende aux événements de guerre. 2°

Kernenergie

Seit dem Jahr 1985 sind Betreiber von Atomkraftwerken verpflichtet, jahrliche Beitrage
in den Stilllegungsfonds und seit dem Jahr 2002 zusatzlich in den Entsorgungsfonds zu
leisten. Grundlage fur die Berechnung ebendieser Einzahlungen bilden Kostenstudien.
Mit der vorliegenden Revision will der Bundesrat die Stilllegungs- und
Entsorgungsverordnung (SEFV) auf Basis der Kostenstudie von 2016 anpassen.
Zentrale Anderungen der Verordnung sind die Streichung eines 2015 eingefiihrten
allgemeinen, pauschalen Sicherheitszuschlags von 30 Prozent, der mit der neuen
Berechnungsmethode bei den Kostenstudien nicht mehr nétig ist. Mit jenem
Zuschlagssatz, gegen welchen sich die Betreiberfirmen vor dem Bundesgericht erfolglos
gewehrt hatten, hatte man urspringlich das Ziel verfolgt, mogliche Finanzrisiken
abzufangen. Nebst dieser Anderung beinhaltet die Vorlage weitere Anpassungen wie
beispielsweise die Senkung der nominalen Anlagerendite (von bisher 3.5% auf 2.1%) und
der Inflationsrate (von bisher 1.5% auf 0.5%) betreffend die finanzielle Anlage der
Fondsgelder. Diese Senkung hat zur Folge, dass auf die einbezahlten Beitréage eine
tiefere Realrendite (diese entsteht aus der Differenz von Anlagerendite und
Inflationsrate) berechnet wird und dadurch die Betreiberfirmen héhere Betrédge
einzahlen mussen - die BKW beispielsweise nannte gegenlber der NZZ einen eigenen
Mehraufwand von CHF 100 Mio. Unzufrieden Uber einige geplante Anpassungen der
Verordnung sowie Uber die vorgesehene Senkung der Realrendite um 0.4 Prozent auf
1.6 Prozent &usserte sich einerseits der Branchenverband Swissnuclear. Gemass der
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Basler Zeitung haben die Betreiberfirmen der Schweizer Atomkraftwerke deshalb im
Januar 2019 eine weitere Beschwerde beim Bundesverwaltungsgericht in St. Gallen
eingereicht. Andererseits Ubte beispielsweise die atomkritische Schweizerische
Energiestiftung (SES) auch generelle Kritik an der in den Beitrdgen eingebauten
Sicherheitsmarge - dem Zuschlag auf die berechneten Basiskosten der Stilllegung und
Entsorgung, um mogliche Kostenuberschreitungen finanziell trotzdem decken zu
kénnen: Gemass einer von der SES in Auftrag gegebenen Studie seien die derzeitigen
Einzahlungen in den Fonds viel zu tief und es bestehe die Gefahr, dass die
Steuerzahlenden am Ende fur die Entsorgung und Stilllegung aufkommen mdssten,
berichtete etwa das St. Galler Tagblatt. Der Bundesrat schickte die Vorlage Ende 2018 in
die Vernehmlassung, die bis Mitte Méarz 2019 dauert. ”!

Verkehr und Kommunikation
Verkehrspolitik

Aufgrund der geplanten Ubernahme von rund 400 km Kantonsstrassen durch den
Bund auf Basis des Sachplans Verkehr vom 26. April 2006 steigen auch die Investitionen
fur die Nationalstrasseninfrastruktur. Die vom Bund vorgeschlagene Finanzierung in
Form einer Kompensationslosung mit den Kantonen war 2009 in der Vernehmlassung
breit durchgefallen. Ende Mérz gab der Bundesrat bekannt, die Botschaft zum
Netzbeschluss zeitgleich mit der FABI-Botschaft Anfang 2012 an die Réte richten zu
wollen. Die zu erwartenden Mehraufwendungen in der Héhe von rund CHF 305 Mio.
sollen in Reaktion auf die Vernehmlassung nur mit der teilweisen Reduktion von
Bundesbeitragen an die Kantone (CHF 30 Mio.) kompensiert werden. Die restlichen CHF
275 Mio. sollen Uber eine Erhéhung des Preises fur die Autobahnvignette (von CHF 40
auf CHF 100; inkl. Einfihrung einer Zweimonatsvignette fir CHF 40) finanziert werden.
Dabei soll die Preisanpassung erst dann erfolgen, wenn die Rulckstellungen in den
Spezialfinanzierungen fir die Strasse unter CHF 1 Mrd. sinken (was nach Schéatzung des
Bundesrats 2017 der Fall sein durfte). Der neu vorgeschlagene Finanzierungsmodus fir
die Komplettierung des Nationalstrassennetzes erfordert eine Revision des Gesetzes
Uber die Abgabe und BenUtzung der Nationalstrassen. Diese gab der Bundesrat
zeitgleich mit FABI in die Vernehmlassung. Angesichts mangelnder Alternativen
beurteilten knapp zwei Drittel der Vernehmlassungsteilnehmer den Vorschlag des
Bundesrats als gangbaren Weg mit mittelfristiger Praferenz hin zu einem elektronischen
Abrechnungssystem anstelle der Klebevignette. Abgelehnt wurde die Erhéhung des
Vignettenpreises von der SVP, einer Uberwiegenden Mehrheit der Verkehrsverbande
(TCS, strasseschweiz, autoschweiz, Astag) sowie von gewichtigen
gesamtschweizerischen Dachverbéanden (Bauernverband, Economiesuisse,
Hotelleriesuisse). 2

Strassenverkehr

Dans le cadre de l'initiative parlementaire Giezendanner (udc, AG), la CTT-CN a
approuvé la proposition de sa sous-commission d'ouvrir une procédure de
consultation sur le doublement du tunnel routier du Gothard. Lors de la présentation
de son contre-projet a Avanti, la CTT-CN a dévoilé les résultats. Quatre cantons
(Appenzell Rhodes Intérieures, Bale-Campagne, Obwald, Tessin), le PL, le PRD, I'UDC,
Economiesuisse et le lobby de la route (TCS, FRS, ASTAG) se sont déclarés favorables a
une planification immédiate d'un deuxieme tube, puis une construction en
coordination avec celle du réseau autoroutier suisse. Treize cantons (Bale-Ville, Berne,
Grisons, Jura, Lucerne, Neuchéatel, Nidwald, Schaffhouse, Schwyz, Soleure, Uri, Vaud,
Zoug, Zurich) se sont opposés au doublement. Le PCS, le PS, I'UDF et les Verts, ainsi
qu'une pléiade d'organisation environnementales (ATE, WWF) et I'Initiative des Alpes,
ont également manifesté leur opposition. Argovie, Appenzell Rhodes Extérieures,
Fribourg, Genéve, Glaris, Uri, Valais et le PDC étaient d'accord avec un début immédiat
de la planification, mais sous conditions. Il est a noter qu'Uri s'est déclaré défavorable a
une dérogation de l'article constitutionnel sur la protection des Alpes sous couvert
d'une modification constitutionnelle. St Gall et Thurgovie ont renoncé a donner un avis.
Les résultats de cette consultation n'ont toutefois pas été utilisés, car le traitement par
la commission de l'initiative Giezendanner a été gelé. L'initiative Avanti avait la priorité
des membre de la commission, alors que Moritz Leuenberger souhaitait que le
parlement les traite ensemble. (Pour le procés de la discussion d'un second tube pour
le tunnel autoroutier du Gothard afin de réfaire celui-ci, voir ici (2008) et ici (2016).)
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La majorité des organismes consultés a salué la création d’un fonds d’infrastructure
pour financer les mesures de désengorgement du trafic public et privé. La réalisation
d’un fonds d’urgence a, par contre, été contestée. Les partis de droite, I'Alliance des
transporteurs, economiesuisse, I'USAM et la branche de la construction I'ont jugée
inutile et anticonstitutionnelle. lls ont estimé qu’un seul fonds, complété par une
disposition pour les réalisations prioritaires, était suffisant. L'UDC, le TCS, la Fédération
routiere suisse, 'USAM et Construction-Suisse ont critiqué la liste des projets urgents
du Conseil fédéral dans laquelle figure notamment le CEVA genevois, la gare souterraine
de Zurich ou la ligne Mendrision-Varese. Se basant sur une expertise commandée par le
TCS, cette répartition est a leurs yeux une entorse a la Constitution, car les recettes des
impdts routiers doivent étre destinées au réseau routier. L'avis de droit sur la question
de l'utilisation des recettes routiéres a affectation obligatoire (impot sur les huiles
minérales, vignette autoroutiere) a été demandé au professeur Grisel. Selon, M. Grisel,
le cofinancement des infrastructures ferroviaires (RER) dans le trafic d’agglomération
par le biais des recettes routieres a affectation obligatoire n’est pas conforme a la
Constitution. Les organisations environnementales, le PS et les Verts se sont
positionnés, a [linverse, en faveur d'un fonds d'urgence pour les projets
d’agglomérations non contestés. lls craignent qu’un fonds unique, centré sur la
construction routiere n’engloutisse tous les moyens mis a disposition. Les Verts, I'ATE,
Greenpeace, le WWF, Pro Natura et I'Initiative des Alpes ont exigé qu’au moins un tiers
du fonds soit réservé au trafic d’agglomération, les autres projets devant étre liés aux
transports publics routiers et ferroviaires. Une autre requéte demande que la mobilité
douce soit davantage prise en compte dans le projet du Conseil fédéral. Afin de
répondre a |'expertise du TCS, I'Office fédéral de la justice (OFJ), sur demande du
DETEC, a effectué une contre-expertise. Il est arrivé a la conclusion que le nouvel
article, tel qu’il a été adapté aprés I'approbation de la nouvelle péréquation financiere,
permet d’utiliser le fonds routier pour financer la construction d’infrastructures
ferroviaires (RER). Le libellé autorise I'utilisation du fonds routier pour financer des
travaux ferroviaires s’ils contribuent & désengorger les routes dans les agglomérations.
Dans le cadre de la nouvelle péréquation, le Iégislateur a précisé que le produit des
impdts routiers est affecté « au financement des taches et dépenses, liées a la
circulation routiére: (...) mesures destinées a améliorer les infrastructures de transport
dans les villes et les agglomérations (...) ». %

Im Februar 2012 reichte die Kommission flur Verkehr und Fernmeldewesen des
Nationalrats (KVF-NR) ein Postulat ein, welches vom Bundesrat die Gegeniiberstellung
zweier Varianten der Sanierung des Gotthard-Strassentunnels verlangt: Die Sanierung
ohne zweite Rohre und die Sanierung mit einer kapazitatsneutralen zweiten
Gotthardrohre. Der Bundesrat beantragte Anfang April die Annahme des Postulats und
kiindete einen konkreten Entscheid zum weiteren Vorgehen bei der Sanierung des
Gotthardstrassentunnels fur Mitte 2012 an. Das Postulat wurde im September des
Berichtsjahrs Uberwiesen. Ebenfalls im Februar des Berichtjahres erlangte eine Studie
der Economiesuisse viel Aufmerksamkeit, welche darlegte, wie eine zweite Réhre am
Gotthard von Privaten finanziert und betrieben werden kénnte. Neben der privaten
Finanzierung stand vor allem die in der Studie errechnete notwendige Maut von CHF 14
- 21 pro Durchfahrt im Zentrum des Interesses. Wahrend FDP und BDP sich der Idee
gegenuber offen zeigten, lehnten die anderen Parteien den Vorschlag ab. Die CVP
fUhrte an, das Stimmvolk habe sich schon mehrfach gegen eine zweite Réhre geédussert.
Die GLP ortete in der privaten Maut am Gotthard Rosinenpickerei. Die SVP lehnte die
private Finanzierung mit der Begriindung ab, die Autofahrer dlrften nicht erneut zur
Kasse gebeten werden. Am 27. Juni teilte der Bundesrat entgegen seiner bisher
ablehnenden Haltung mit, dass die Sanierungsvariante mit einer zweiten Réhre (aber
ohne Kapazitatserweiterung) beziiglich Aufwand, Kosten und Sicherheit die langfristig
sinnvollste Lésung sei. Der Bundesrat will den Alpenschutzartikel mit einer gesetzlich
verankerten Beschrankung auf eine Fahrspur pro Richtung wahren. Fir diese Variante
spricht laut Bundesrat die Nachhaltigkeit der Investitionen: Wahrend teure flankierende
Massnahmen bei der Sanierung ohne zweite Rohre nach der Sanierung keinen Mehrwert
hinterlassen, bietet die teurere Variante mit einer zweiten Réhre nach der Sanierung
einen bleibenden grossen Vorteil in der Sicherheit und im Unterhalt. Die neue
Tunnelréhre kann bestenfalls 2017 in Betrieb ggnommen werden, die alte Réhre wird im
Anschluss wahrend rund zweieinhalb Jahren saniert. Danach sollen beide Réhren je
einspurig in je eine Richtung gedffnet werden. Der Entscheid des Bundesrates
provozierte ein breites mediales Echo. So schrieb etwa die NZZ in einem Kommentar,
der Bundesrat riskiere am Gotthard einen Dammbruch und erteile einer effizienten
Verkehrspolitik eine Absage. Das burgerliche Lager mit CVP, SVP und FDP begrusste die
Sanierungsvariante mit zweiter Réhre und die Wirtschaftsverbénde zeigten sich erfreut.
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SP und Grine sowie der VCS und die Alpen-Initiative lehnten die zweite Réhre ab und
kritisierten den Entscheid als falsch, blaudugig und den Volkswillen verachtend.
Wahrend das Tessin mit Genugtuung auf den Entscheid reagierte, dominierte in Uri
Enttduschung. Stadte und Agglomerationen ausserten Bedenken, dass durch den Bau
einer  zweiten Réhre  die  finanziellen Mittel ~ far  andere  wichtige
Strasseninfrastrukturprojekte fehlen werden. Das UVEK er&ffnete im Dezember 2012
eine Vernehmlassung, welche bis April 2013 dauert. %

Eisenbahn

Le Département fédéral des finances (DFF) a mis en consultation le projet
d’assainissement de la caisse de pension des CFF, dont le Conseil fédéral lui avait
confié I'élaboration I'année précédente. Le projet propose quatre variantes pour
combler le manque de CHF 2,9 milliards. Si une variante ne prévoit aucune
participation financiere de la Confédération, les trois autres impliquent une
recapitalisation des CFF respectivement a hauteur de CHF 0,7, 1,7 et 1,9 milliard. Les
CFF ont estimé que seule la variante maximale, additionnée d’une réserve pour
fluctuations de valeurs (soit une contribution totale de CHF 3,2 milliards), constituait
une solution durable. Cependant, le Conseil fédéral privilégie nettement la variante a
CHF 0,7 milliard, grace a laquelle le taux de couverture atteindrait 97%, contre 92,4% a
fin 2007. La Conférence des directeurs cantonaux des finances a communiqué sa
préférence pour une solution autonome, financée par les CFF, leurs employés et
rentiers, voire, si nécessaire, par leurs clients, au moyen d’une hausse des tarifs. Le
PRD, I'UDC et Economiesuisse ont également rejeté les variantes prévoyant une
contribution étatique. A I'inverse, les syndicats SEV et USS, ainsi que le PS, ont préné la
contribution fédérale maximale de CHF 3,2 milliards. Le PDC s’est quant a lui rallié a la
position du Conseil fédéral (CHF 0,7 milliard), tandis que personne n’a soutenu la
variante & CHF 1,7 milliard. ?

Post und Telekommunikation

Au début d'avril, le Conseil fédéral a mis en consultation un projet de modification de
I'ordonnance sur La Poste. Découlant de la révision de la loi sur La Poste, elle faisait
aussi office de contre-projet indirect a [l'initiative "Services postaux pour tous".
L'association des opérateurs postaux privés |'a critiquée. Celle-ci trouvait que le projet
d'ordonnance bridait la concurrence, plutét que d'en assurer le bon fonctionnement.
Les huit principaux concurrents de La Poste contestaient notamment la taxe de
concession sur les activités de courrier. Celle-ci devait les faire participer au
financement du service universel de La Poste. Un autre point litigieux avait trait aux
prescriptions sur I'emploi, qui imposaient des conditions de travail analogues a celles
des CCT de La Poste. Le projet de révision se voyait aussi attaqué de toutes parts par
les partis. La droite et Economiesuisse souhaitaient une libéralisation plus rapide. Les
socialistes et les syndicats voulaient, au contraire, la stopper, car ils craignaient un
démantélement du réseau postal. Ils critiquaient I'absence de dispositions claires
obligeant La Poste a assurer ses prestations sur I'ensemble du pays. Par ailleurs, tant la
gauche que la droite émettaient de sérieux doutes sur les sources de financement
prévus pour permettre a la Poste de couvrir les colts du service universel sans
subvention fédérale. ¥

A la surprise générale, et contre I'avis de Moritz Leuenberger, le Conseil fédéral est
revenu sur sa décision de I'année précédente en optant pour une accélération du
rythme de la libéralisation. Selon le projet mis en consultation en février, le monopole
sera abaissé a 50 grammes des le Ter avril 2009, puis supprimé en 2012 (au lieu de 2011
et 2014 respectivement). Estimant que la loi sur la poste (LPO) lui en donnait la
compétence, le college gouvernemental a en outre décidé de procéder par voie
d’ordonnance, c’est-a-dire sans passer par le parlement. Pour 'ouverture complete,
par contre, une révision de la LPO, soumise au référendum facultatif, sera nécessaire.
Le service universel y sera maintenu et confié a la Poste pour la période 2012-2017. En
2017, il sera mis au concours. Sous la pression des milieux bancaires, le Conseil fédéral
a finalement renoncé a proposer d’octroyer une licence bancaire a PostFinance. La
Poste a réagi négativement, jugeant une réforme des conditions cadres nécessaire
avant |'abaissement du monopole, afin de garantir I'égalité de traitement avec ses
concurrents. Elle a en outre réitéré sa demande de licence bancaire en échange de la
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suppression de la garantie d’Etat. Le Syndicat de la communication a, lui, fustigé la
« soumission » du Conseil fédéral a Economiesuisse et prédit a court terme la
suppression de nombreux bureaux de poste et emplois.

Lors de la consultation, le PS, les Verts et les syndicats ont rejeté le projet du Conseil
fédéral car il ne garantit pas le service universel pour tous, c’est-a-dire pour les
habitants de toutes les régions, et laisse présager la suppression de nombreux emplois
et la dégradation des conditions de travail dans la branche. Le PS a par ailleurs plaidé en
faveur d'une véritable banque postale. A linverse, le PDC, le PRD, I'UDC,
Economiesuisse et la Fédération des entreprises suisses se sont montrés tres
favorables, jugeant que la libéralisation procurera une plus grande liberté de choix, une
meilleure qualité des prestations et une baisse des prix. Le projet a divisé les
associations de consommateurs : alors que la FRC romande s’est déclarée hostile a la
libéralisation, la Konsumentenforum a plaidé en sa faveur. Enfin, I'association des
communes suisses y est opposée, car le projet du Conseil fédéral ne garantit pas le
service universel généralisé.

Au parlement, la maniere de faire du Conseil fédéral a été vivement critiquée. Dans un
premier temps, I’Assemblée fédérale a biffé I'abaissement des 2009 du monopole de la
Poste sur les lettres de 100 a 50 grammes du programme de législature. En dépit de cet
avertissement, le Conseil fédéral a décidé, le 22 octobre, d'abaisser, par voie
d’ordonnance, la limite du monopole pour les lettres de 100 a 50 grammes dés le Ter
juillet 2009. S’il a rappelé sa volonté de libéraliser totalement le marché postal, il a
toutefois renoncé a fixer une échéance précise. De plus, la version définitive du projet
dissocie clairement la révision prochaine de la législation postale et la libéralisation.
Cette derniere fera en effet I'objet d'un arrété fédéral distinct, soumis au référendum
facultatif. Enfin, le gouvernement a renoncé a soumettre a terme le service universel a
un appel d’offres, ralliant I'opinion fréquemment émise lors de la consultation
gu’aucun concurrent de la Poste ne pourrait offrir ce service. %

Raumplanung und Wohnungswesen
Mietwesen

Ende Januar 2017 gab der Bundesrat bekannt, dass er die Volksinitiative des
Mieterverbandes «Mehr bezahlbare Wohnungen>» abzulehnen gedenke. Bereits in
seiner Ansprache zur Wohnungspolitik im Jahr 2013 hatte der Bundesrat die Ansicht
vertreten, dass der Staat moglichst wenig in die Wohnraumversorgung eingreifen solle,
und diese Ansicht vertrat er nach wie vor. Dennoch anerkannte die Regierung den
gemeinnutzigen Wohnungsbau als «marktergdnzendes Segment zum Schliessen von
Angebotslicken». Trotz der sich entspannenden Marktlage gabe es in gewissen
Regionen Bevolkerungsgruppen, die mit starken Schwierigkeiten zu kampfen hatten,
eine angemessene und zahlbare Wohnung zu finden. Aus diesem Grund beantragte der
Bundesrat eine Aufstockung des Fonds de Roulement flr die Darlehensgewahrung an
gemeinnutzige Wohnbautrager und gab diesen Entwurf in die Vernehmlassung. Der
Fonds de Roulement ist mit Darlehen des Bundes dotiert und dient dem Zwecke,
gemeinnutzigen Bautragern zinsglnstige Darlehen fur die Erstellung, Erneuerung oder
den Erwerb von preisglinstigen Liegenschaften zu gewahren.

Bereits nach Bekanntgabe der bundesratlichen Stellungnahme zeigte sich der
Mieterverband (SMV) enttduscht von der ablehnenden Haltung des Bundesrates und
bezeichnete die geplante Aufstockung des Rahmenkredites als nicht ausreichend.
Ferner monierte der Verband, dass diese Massnahme nicht garantieren wirde, dass
Genossenschaften tatsachlich geférdert wirden, da die Mittel mit dem jahrlichen
Budget beschlossen wirden und in diesem Rahmen Kredite bereits mehrfach gekurzt
worden seien. Auf der anderen Seite gab sich auch der Hauseigentimerverband (HEV)
nicht vollends zufrieden. Zwar begrisste er die Ablehnung der Initiative durch den
Bundesrat, konnte die Aufstockung des Fonds aufgrund des aktuell hochsten
Leerwohnungsbestandes seit 1999 jedoch nicht nachvollziehen. Der HEV ausserte die
Beflirchtung, damit kreiere der Bundesrat ein Uberangebot an Wohnraum, was gemass
Verband einen Preiszerfall zur Folge hétte.

Von den 58 im Rahmen der Vernehmlassung eingegangenen inhaltlichen
Stellungnahmen beurteilten 47 Vernehmlassungsteilnehmende - darunter die VDK, alle
stellungnehmenden Kantone, die SP, die Grunen, die CVP und die BDP, der
Schweizerische Gemeindeverband und der Stadteverband sowie die Gewerkschaften -
die Aufstockung des Fonds als positiv, wéhrend die restlichen 11 Akteure diese
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ablehnten - namentlich neben dem HEV die Parteien der FDP und SVP sowie die
Wirtschaftsverbédnde und Verbande im Immobiliensektor. Unter den beflrwortenden
Stellungnahmen stand ein gutes Drittel - darunter neben dem SMV auch die Kantone
Basel-Stadt und Neuenburg, die Parteien der SP und der Grlnen sowie vier Stellung
nehmende Stadte und Orte - gar flr eine hohere Aufstockung ein. Die Schweizerische
Arbeitsgemeinschaft flir die Berggebiete und der Kanton Wallis knupften ihre
Unterstltzung zur Aufstockung des Fonds an die Bedingung, dass auch Massnahmen
ergriffen werden, um die Wohnsituation in Berggebieten zu verbessern.

Einige Vernehmlasser kritisierten ferner den bundesratlichen Vorschlag, die
Aufstockung des Fonds an die Ablehnung oder den Rickzug der Volksinitiative zu
knipfen. Das Gros der Stellungnahmen unterstitzte jedoch die Ablehnung der
Volksinitiative. Wahrend einige Vernehmlassungsteilnenmende diesbezuglich bewusst
auf einen Positionsbezug verzichteten, sprachen sich die SP und der
Gewerkschaftsbund bereits in ihren Antworten explizit fur die Unterstlitzung des
Volksbegehrens aus. %

Raumplanung

Zwischen 2006 und 2011 erarbeitete der Bund in Zusammenarbeit mit Kantonen,
Stéadten und Gemeinden das Raumkonzept Schweiz. Das erste ebenenlbergreifende
Konzept seiner Art, welches sich eine nachhaltige Raumentwicklung zum Ziel setzt, war
zu Beginn des Vorjahres in Konsultation geschickt worden. Die Auswertungen der um
die 200 eingegangenen Stellungnahmen wurden im April des Berichtsjahres vorgelegt.
Die Uberwiegende Mehrheit der konsultierten Kreise begrusste das Konzept. Von den im
Parlament vertretenen Parteien unterstitzten SP, CVP, FDP, die Grinen und die GLP
den Entwurf; von der SVP und der BDP gingen keine Stellungnahmen ein. Mit Ausnahme
der unklaren bis ablehnenden Haltung der Kantone St. Gallen und Freiburg stiess das
Konzept bei den verbleibenden 24 Kantonen auf Anklang. Mit dem Schweizerischen
Bauernverband (SBV), dem Schweizerischen Gewerbeverband (SGV), Gastrosuisse und
Hotelleriesuisse, lehnten hingegen vier gewichtige nationale Wirtschaftsorganisationen
das Raumkonzept klar ab. Economiesuisse stand dem Konzept ambivalent bis
ablehnend gegenliber. Mit Ausnahme von Aqua Viva &usserten sich alle
stellungnehmenden nationalen Umweltorganisationen positiv zum Vorhaben. Wéhrend
die BeflUrworterseite explizit die tripartiten Bemuhungen zur Erarbeitung einer
gemeinsamen Raumentwicklungsstrategie hervorhob, resultierte die Kritik der
ablehnenden Stellungnehmer aus den Beflrchtungen, dass das Konzept die
Bergregionen, den Tourismus und wirtschaftliche Aspekte im Allgemeinen
vernachlassige. Der Bundesrat genehmigte das Konzept im Herbst des Berichtsjahres
nach Publikation des Anhérungsberichtes. Das Raumkonzept dient seit seiner Ubergabe
an die zustédndigen Behdrden als Orientierungshilfe, wobei ihm rechtlich keine
bindende Wirkung zukommt. Es halt Behdérden und Private lediglich zur freiwilligen
Zusammenarbeit an. *°

Die Teilnehmer der Vernehmlassung zur 2. Etappe der RPG-Revision (RPG 2) liessen im
Mai 2015 kaum ein gutes Haar am vorgelegten Entwurf. Am eindrlcklichsten zeigte sich
dies an den eingegangenen Stellungnahmen der Kantone: Alle Kantone mit Ausnahme
des Kantons Basel-Stadt lehnten das Revisionsvorhaben in dieser Form ganzlich ab.
Zum einen bemangelten die Stande den strengen Marschplan, da die Umsetzung der
ersten Teilrevision (RPG 1) aufwéndig und noch immer in vollem Gange sei. Auch
inhaltlich stiess das Revisionsvorhaben auf starke Gegenwehr: Dieses sei unausgereift;
weder bestehe ein Ubergeordnetes Konzept noch die Notwendigkeit, alle
thematisierten Anliegen durch neue, bundesrechtliche Vorgaben zu regeln. Der Bund
missachte mit dieser Revision die féderale Kompetenzordnung in der Raumplanung. Als
Ganzes abgelehnt wurde die Vorlage ferner etwa von der FDP, der SVP, economiesuisse,
dem Schweizerischen Gewerbeverband (SGV), dem Hauseigentiimerverband (HEV) und
dem Schweizer Bauernverband (SBV). Von den Parteien erfuhr der Entwurf von den
Grunen, der SP, der GLP, der CVP und der EVP Unterstlitzung. Es bedurfe jedoch noch
Anpassungen in den Bereichen Kulturlandschutz und Schutz der Fruchtfolgeflachen
sowie beim Bauen ausserhalb der Bauzonen, kritisierten auch sie.

Als Konsequenz der Vernehmlassung beschloss der Bundesrat, die Vorlage bis Ende
Jahr zu sistieren und im Anschluss eine revidierte Version gemeinsam mit Kantonen
und Gemeinden auszuarbeiten. Die neue Revisionsvorlage soll sich auf die Bereiche des
Bauens ausserhalb der Bauzonen sowie auf die Raumplanung im Untergrund und in
funktionalen Rdumen beschrénken. Der Schutz der Fruchtfolgeflachen (FFF), also des
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sogenannten ackerfahigen Kulturlandes, der von vielen Stellungnehmenden als prioritar
eingestuft wurde, wird aus der Revision ausgeklammert und separat behandelt. In
einem ersten Schritt soll dieses Anliegen mittels Uberarbeitung des Sachplans
Fruchtfolgeflichen angegangen werden. Ob und inwiefern weitere Anderungen auf
Gesetzes- oder Verordnungsstufe notwendig sind, wird erst in einer spateren Phase
eruiert. Ein Blick auf die Vernehmlassungsantworten liess jedoch bereits vermuten,
dass sich eine Konsensfindung in diesem Bereich nicht ganz einfach gestalten kdnnte.
Zwar begrissten die Links-Mitte-Parteien und eine Mehrzahl der stellungnehmenden
Umweltorganisationen die in der Vernehmlassungsvorlage vorgeschlagene Strategie
bezlglich Schutz des Kulturlandes und der Fruchtfolgeflachen, die Kantone ausserten
sich hingegen um einiges zurtckhaltender: Eine Mehrheit der Stande vertrat - ebenso
wie etwa die FDP und gewichtige Wirtschaftsverbande - die Ansicht, dass bestehende
Regelungen bereits ausreichend seien. Nicht erfreut Uber die Ausklammerung des
Kulturlandschutzes aus der RPG 2 zeigten sich die Jungen Grinen, Urheber der
Zersiedelungsinitiative, in welcher der Kulturlandschutz hochgehalten wird. Einem
Sachplan fehle die Verbindlichkeit eines Gesetzes, was auf kantonaler und lokaler Ebene
nicht zu den beabsichtigten Auswirkungen fluhre. Ferner irritiere, dass auf einen
verbindlichen Zeitplan zur Umsetzung des Vorhabens verzichtet wurde. *'

Bodenrecht

Ende Juni schickte der Bundesrat seinen Entwurf zur Umsetzung der
Zweitwohnungsinitiative in die Vernehmlassung. Das Ausflihrungsgesetz und die
entsprechende Verordnung orientierten sich im Grundsatz an den Bestimmungen der
per 1.1.13 in Kraft getretenen Ubergangsverordnung, die den Interessen der betroffenen
Regionen bereits Rechnung tragt. Von den 144 eingegangenen Stellungnahmen
begrissten insbesondere die blrgerlichen Parteien, wirtschaftliche Dachverbénde,
Tourismusorganisationen, Baumeister, Bergkantone - darunter auch der Kanton Wallis -
sowie die BPUK die Entwdirfe in ihrer Stossrichtung. SP, EVP, GLP und Grlne sowie
gewichtige Natur- und Umweltschutzorganisationen wie der WWF, VCS und Pro Natura
hingegen lehnten den Gesetzesentwurf ab. So auch Helvetia Nostra, von wessen Seite
verlautet wurde, gegen ein so ausgestaltetes Gesetz wirde man das Referendum
ergreifen, da es dem gedusserten Volkswillen widerspreche. Insbesondere stiess sich
der Verein an der Mdglichkeit zur Uberschreitung des Schwellenwerts von 20%, sofern
die neuen Zweitwohnungen auf einer kommerziellen Vertriebsplattform zur Miete
angeboten wirden. Das Bundesamt fir Raumentwicklung liess hierauf verlauten, man
habe mit dem vorgelegten Entwurf die im Berichtsjahr von BAK Basel prognostizierten
schwerwiegenden wirtschaftlichen Auswirkungen verhindern wollen, mit welchen die
betroffenen Gebiete bei einer rigiden Umsetzung der Initiative zu rechnen hatten. In
seinem Vernehmlassungsentwurf hatte der Bundesrat hierzu eine Einschréankung
vorgenommen, wonach die Méglichkeit zur kommerziellen Vermietung nur in Gebieten
zugelassen werden kann, wo ein tatsachlicher Bedarf nach Ferienwohnungen besteht.
Zu Beginn des folgenden Jahres will die Landesregierung die Botschaft zum
Bundesgesetz liber Zweitwohnungen prasentieren. *

Im Mérz 2017 présentierte der Bundesrat seinen Vernehmlassungsentwurf zur Revision
der Lex Koller, der lediglich eine leichte Verscharfung des Gesetzes beinhaltete. In zwei
entscheidenden Punkten sah der Bundesrat namlich von seinen ursprunglichen Planen
ab. So beabsichtigte er mit der Vorlage nicht, Betriebsstattegrundstiicke erneut dem
Bundesgesetz Uber den Erwerb von Grundstlcken durch Personen im Ausland zu
unterstellen - diese waren mit einer 1997 eingefihrten Lockerungen vom Gesetz
ausgenommen worden. Ferner schlug er auch nicht vor, den Erwerb von Anteilen an
bdrsenkotierten Immobiliengesellschaften durch Personen im Ausland zu untersagen,
womit eine im Jahr 2005 eingeflihrte Lockerung rickgangig gemacht werden wirde. Er
stellte diese beiden Punkte in seiner Vernehmlassungsvorlage jedoch als mogliche
Erweiterungen der Revision zur Diskussion und griff damit die Anliegen zweier im Jahr
2014 erledigten Motionen von Nationalratin Badran (sp, ZH) auf. Der Bundesrat sowie
der Nationalrat hatten diese Anliegen damals unterstitzt; die Motionen waren in der
Folge jedoch am Willen des Standerats gescheitert. Mit der Revision erflllt werden
sollte jedoch ein Postulat Hodgers (gp, GE; Po. 11.3200), das Staatsangehorigen aus
aussereuropaischen Landern den Erwerb von Anteilsscheinen an
Genossenschaftswohnungen ermoglichen wollte. Die geltende Regelung hétte zur Folge,
dass solche Personen keinen Zugang zu diesem Segment an preisglnstigen Wohnungen
hétten, so die Ausfihrungen des Bundesrats. DarlUber hinaus enthielt die Vorlage etwa
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Bestimmungen zur Verscharfung des Hauptwohnerwerbs durch Personen aus Nicht-
EU-EFTA-Staaten und beabsichtigte unter anderem, Rechtssicherheit in Bezug auf die
Umnutzung von gewerblich genutzten Grundsticken zu schaffen, indem sie die
vollstandige oder teilweise Umnutzung von Betriebsstatten zu Wohnraum explizit
untersagen wollte. Ferner zielten die vorgeschlagenen Anderungen auch darauf ab, den
Vollzug in den Kantonen zu vereinfachen.

Bereits am Tag nach der Eréffnung des Vernehmlassungsverfahrens konnten
Interessenvertreter und -vertreterinnen gegenliber den Medien ihre Meinung zum
Vorschlag kundtun - und dies zum Teil mit ungewohnten Argumenten. Dass Blrgerinnen
und Burger mit Herkunft ausserhalb der EU- oder EFTA-Staaten zum Erwerb von
Hauptwohnsitz eine Bewilligung bendtigten, die an die Pflicht gekntpft ware, das
Wohneigentum innert zwei Jahre nach Wegzug wieder zu veraussern, beurteilte Hans
Egloff, SVP-Nationalrat und Préasident des Hauseigentimerverbands (HEV), als
«auslanderfeindlich». Darlber hinaus wirde sich die Situation auf dem
Mietwohnungsmarkt verscharfen, da solche Personen vom Hauskauf als Alternative
absehen wiuirden. Die ablehnende Haltung gegeniber den geplanten Verscharfungen
wurde von der Wirtschaft generell gestitzt. Auch die Schweizerische
Arbeitsgemeinschaft fur Berggebiete stellte sich gegen neuerliche Einschréankungen in
Berggebieten; man leide bereits unter den Folgen der Zweitwohnungsinitiative.
Economiesuisse kritisierte die Vorlage wenige Monate spater ebenfalls aufs Scharfste.
Neben inhaltlicher Kritik unterstellte der Dachverband der Wirtschaft dem Bundesrat
gar, einen «unwdurdigen Trick» anzuwenden. Zur Erflllung des Postulats hatte eine
Verordnungsanderung genugt; der Postulant selber habe diesen Weg in seinem Vorstoss
vorgeschlagen. Generell zeigte sich die Schweizer Wirtschaft entristet ob der beiden
lediglich zur Diskussion gestellten Punkte und auch die Pensionskassen, die gemass
Bundesrat durch entsprechende Einschrankung auf dem Investitionsmarkt vor
auslandischer Konkurrenz geschutzt werden koénnten, vertraten die Ansicht, diese
Argumentation entbehre jeglicher Grundlage. Auch die drei grossen burgerlichen
Parteien stellten sich deutlich gegen den Entwurf. Ganz anders war der Tenor von
Seiten der links-grunen Parteien und des Mieterverbands. Diese Akteure begrissten die
vorgeschlagenen Verscharfungen der Lex Koller, um den Druck auf den Wohnungsmarkt
zu reduzieren und inlandische Pensionskassen, Baugenossenschaften und Private zu
schutzen. Die SP ortete ferner im Kauf von Immobilien durch Personen im Ausland eine
nicht unerhebliche Gefahr der Geldwascherei, weswegen sie die Vorlage gerne um
Bestimmungen zur Bekdmpfung ebendieser erganzt hatte. *°

Wohnungsbau und -eigentum

Die WAK-SR hat die Ergebnisse ihrer im Frihling 2019 eingeleiteten Vernehmlassung zur
Kenntnis genommen. Heute bezahlen Besitzer von Wohneigentum, in dem sie selber
wohnen, Einkommensteuern auf einen fiktiven Mietertrag (sog. Eigenmietwert). Die
Kommission schlug vor, den Eigenmietwert fiir am Wohnsitz selbstbewohntes
Wohneigentum zusammen mit verschiedenen Abzugsmoglichkeiten (z.B. fur den
Unterhalt oder die Instandstellung) abzuschaffen. Ausserfiskalisch motivierte Abzlige
(z.B. fur Energiesparen) wirden lediglich auf Bundesebene abgeschafft; die Kantone
kdénnten sie weiterhin erlauben. Zweitliegenschaften waren zwar vom Systemwechsel
nicht betroffen, doch wirden ausserfiskalisch motivierte Abzlge trotzdem nicht mehr
erlaubt. Schliesslich sollte auch die Abzugsfahigkeit von Schuldzinsen mehr oder
weniger eingeschrankt werden; hierzu erarbeitete die Kommission funf Varianten. Als
Ausgleich wirde ein neuer «Ersterwerberabzug» von CHF 10'000 fir Ehepaare (CHF
5'000 CHF Alleinstehende) eingeflihrt, der aber nach 10 Jahren endet. Insgesamt gingen
110 Stellungnahmen ein. Der kurze Zeit spater veroffentlichte Vernehmlassungsbericht
zeigt auf, dass 21 Kantone, FDK, SP und die Grlinen sowie der Mieterverband und SGB
die Vorlage ablehnen. Einzig die Kantone GE, NW, OW, SZ und ZH unterstitzen den
Systemwechsel, doch auch sie lediglich mit gewichtigen Vorbehalten, allen voran
bezlglich Ersterwerberabzugs. Das gleiche gilt fur die grundsatzlich befirwortenden
Parteien (SVP, FDP, CVP, BDP und Grinliberale). Am positivsten haben Verbénde der
Hauseigentliimerinnen und Hauseigentimer (HEV) und Economiesuisse reagiert. In
Anbetracht der zahlreichen umstrittenen Fragen hat die WAK-SR jedoch die Verwaltung
damit beauftragt, weitere Abkldrungen vorzunehmen. Diese sollen vor allem folgende
Punkte betreffen: Zweitliegenschaften, Schuldzinsenabziige und ausserfiskalisch
motivierte Abzlge fur Energiespar- und Umweltschutzmassnahmen. **
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Umweltschutz
Naturschutz

Ouverte en 1996 aupres des milieux de l'administration fédérale, des cantons, des
partis politiques et des organisations directement concernées, la procédure de
consultation relative au projet «Conception paysage suisse» a été étendue en début
d'année a l'ensemble de la population suisse. Ce document - qui trouve ses
fondements légaux dans les lois sur la protection de la nature et du paysage et sur
|'aménagement du territoire - a pour but d'établir les bases d'un développement
durable du paysage. A cette fin, le concept construit sous I'égide de I'OFEFP autour des
mots d'ordre «conserver» et «valoriser» table sur la fixation d'objectifs et I'adoption
de mesures dans des domaines aussi divers que le tourisme et les loisirs (restrictions
concernant les installations de transports), I'agriculture (retrait de 65'000 hectares de
la production intensive), les transports (promotion des transports publics, des sentiers
pédestres et des pistes cyclables), la sylviculture (détermination de zones forestieres
protégées), les constructions fédérales, I'énergie, I'aménagement du territoire, la
politique régionale, I'utilisation de la force hydraulique, I'aménagement des cours
d'eau, l'aviation civile, la défense nationale ainsi que la protection de la nature, du
paysage et du patrimoine a proprement parler. Contraignante pour la Confédération, la
«Conception paysage suisse» ne vise en revanche qu'a orienter I'action des cantons
dans les domaines ou ceux-ci sont compétents. Les opinions des acteurs ayant pris part
a la procédure de consultation ont été pour le moins contrastées: Si la grande majorité
des cantons a globalement salué le projet des autorités moyennant certaines nuances,
les deux Appenzell, Nidwald, Vaud, Zug, Zurich et les Grisons I'ont toutefois rejeté,
craignant que celui-ci n'empiéte de maniere trop importante sur les prérogatives
cantonales. Sur les 67 organisations consultées, 43 d'entre elles ont apporté leur
soutien au concept de I'OFEFP. Les 24 organisations restantes ont pour leur part
témoigné une antipathie plus ou moins prononcée a son égard, les plus critiques se
recrutant parmi les milieux économiques (Vorort, USAM, Centre patronal) et les
associations d'automobilistes (TCS et ACS). Quant aux partis politiques, seuls les
libéraux ont catégoriquement refusé d'entrer en matiére sur les propositions des
autorités fédérales. Ce rejet cinglant a d'ailleurs été relayé a I'échelon parlementaire via
le dépot d'une interpellation du conseiller national F. Leuba (pl, VD). Les griefs formulés
par ce dernier ont principalement porté sur la faiblesse de la base |égale a partir de
laquelle a été développé ce concept, sur sa compatibilité avec le programme de
revitalisation de I'économie suisse ainsi que sur les colts qu'il induira. *°

Le Conseil fédéral a pris connaissance des résultats de la consultation relative a la
révision partielle de la loi sur la protection de la nature et du paysage (LPN). La
majorité des cantons, des partis politiques et des organisations approuvaient le projet
de révision. Le PRD et certaines associations (Economiesuisse, USAM) craignaient
cependant que les intéréts de I'économie régionale ne soient pas suffisamment pris en
compte. Le PDC appréhendait une augmentation de dépenses liées & ces nouveaux
parcs. L'UDC et le PL rejetaient catégoriquement le projet. En revanche, tous les
acteurs saluaient le principe de laisser l'initiative de créer un nouveau parc a la région
concernée. La dénomination prévue pour les trois catégories de parcs a suscité des
réactions diverses. Alors que le terme "parc national" n'était pas contesté, celui de
"parc paysage" était vivement critiqué. Les opposants proposaient que la Suisse
s'appuie sur la nomenclature internationale, afin de profiter de noms déja connus. Le
Conseil fédéral a donc décidé de remplacer I'appellation "parcs paysage" par celle de
"parcs naturels régionaux”. Cette dénomination se rapprochant trés fort du "parc
naturel" proposé initialement pour la troisieme catégorie de parcs, un nouveau terme
devra étre trouvé. Pour plus de détails sur la loi voir ici. *
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Allgemeiner Umweltschutz

Le Conseil fédéral a procédeé a la consultation des milieux intéressés concernant son
intention d'élargir la liste des organisations de protection de I'environnement
auxquelles est reconnue la qualité de recourir en matiere de préservation de la nature.
La volonté des autorités fédérales d'étendre ce droit a neuf nouvelles organisations,
dont Greenpeace Suisse et I'association «Médecins en faveur de I'environnement8, a
néanmoins rencontré 'opposition des milieux économiques - Vorort en téte - qui ont
redouté que cette disposition se traduise par une recrudescence des oppositions a
I'encontre de projets de construction. *

La consultation concernant le projet d’arrété fédéral portant approbation de la
Convention du 25 juin 1998 sur I’accés a l'information, la participation du public au
processus décisionnel et I’accés a la justice en matiére d’environnement (Convention
d’Aarhus) a suscité des prises de position fortement polarisées. D'un c6té, le PLR, 'UDC
et Economiesuisse ont rejeté le projet, craignant qu’il nentraine une extension du droit
de recours des associations dommageable pour [|'économie suisse. Tout en
reconnaissant la Iégitimité d’améliorer I'information de la population, le PLR a estimé
qu’une participation accrue des particuliers et des associations allongerait les
procédures et générerait une croissance excessive des effectifs de I'administration. A
I'inverse, le PDC, le PS, les Verts, la Conférence des directeurs cantonaux des travaux
publics (DTAP), de I'aménagement du territoire et de I'environnement, ainsi que les
organisations de protection de I'environnement ont plaidé pour la ratification de la
Convention. *

Klimapolitik

La consultation sur I'introduction de la taxe sur le CO2 a confirmé sans surprise les
positions de ses partisans et de ses opposants. L'économie et le commerce
(economiesuisse), la branche du tourisme, le secteur de I'énergie (Union pétroliere
suisse), le PRD et toutes les associations liées aux transports routiers (Fédération
routiére suisse, TCS) ont refusé la taxe et ont plaidé pour le «centime climatique »
(variante 4).Le PDC s’est prononcé en faveur de la variante mixte, en soutenant la taxe
sur les combustibles et le centime climatique (variante 3). Les démocrates chrétiens se
sont opposés a la taxe sur les carburants, car elle toucherait les régions périphériques.
L'UDC a rejeté les quatre variantes en bloc car elles prétériteraient « gravement »
|"économie et I'industrie. Le PS et les Verts, I'Alliance pour une politique climatique
responsable, la Société des industries chimiques, les distributeurs Migros et Coop,
I"Union syndicale suisse et les associations écologistes (WWF, Greenpeace, Association
Transports et Environnement), de consommateurs et d’entraide se sont, en revanche,
prononcés en faveur de la taxe sur le CO2 pour les combustibles et pour les carburants.
Les positions variaient quant au montant a prélever (variante 1 ou 2). Pour plus de
précisions au sujet des quatre variantes voir ici. *

Les modifications Iégales nécessaires pour le couplage des systéme d'échange de
quota d'émission (SEQE) suisse et européen ont été mises en consultation, en méme
temps que la révision totale de la loi sur le CO2 et I'approbation de I'Accord de Paris.
Des acteurs du secteur de |'énergie, des organisations de politiques énergétiques, des
organisations des transports publics et privés, des organisations de protection de
I'environnement et des associations faitieres de I'économie ont pris part a la
consultation outre les entités cantonales, communales et les partis politiques.

Le projet de couplage a rencontré un large soutien - tous les cantons sauf Schwyz et
Berne, les commissions et conférences communales, le PBD, le PCS, le PDC, les
Vert'libéraux, le PLR, les associations faitieres de I'économie, les acteurs du secteur de
|"énergie, quelques organisations des transports publics et privés et autres
organisations l'ont approuvé. D'aprés les partisans, le couplage permettrait a
|'"économie suisse d'étre sur un pied d'égalité avec ses concurrents directs dans I'UE et
la Suisse aurait ainsi acces a un marché plus liquide des droits d'émission. Sur les 256
avis, 26 participants ont rejeté le projet. Il s'agit des cantons de Berne, de Schwyz, des
Verts, des Jeunes Vert-e-s, de I'UDC, de la SES, des organisations des transports
publics et privés, des organisations de protection de I'environnement et d'autres
organisations. L'efficacité du systeme européen comme instrument de politique
climatique a été mise en doute en raison des bas prix des droits d'émission. Plusieurs
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participants souhaitaient intégrer I'aviation dans le systeme d'échange afin que ce
secteur réduise également ses émissions. Cette mesure était supportée par 15 cantons
(FR, JU, AR, Al, GR, GL, ZG, ZH, UR, GE, SG, OW, LU, VS, NW), la Conférence
gouvernementale des cantons alpins, la DTAP, I'EnDK, le PS, les Verts, les Jeunes Vert-e-
s, le PDC, le PLR, la SES et les organisations de protection de I'environnement. Elle était
refusée par le Centre Patronal, I'USAM, economiesuisse, I'UP, Aerosuisse et la SIAA. Le
principal argument avancé était que I'Organisation de |'aviation civile internationale
(OACI) avait déja proposé des mesures dans ce domaine. Sur la question de I'intégration
des centrales thermiques a combustibles fossiles dans le SEQE, 14 cantons (BL, ZH, UR,
AR, Al, GR, GL, ZG, SG, OW, LU, VS, NW, FR) y étaient favorables. La Conférence
gouvernementale des cantons alpins, la DTAP, I'EnDK, I'UP, Forum suisse de I'énergie,
I'AES, la SES, Swisselectric, les organisations de protection de I'environnement ont
également approuvé la proposition. Finalement, le Centre Patronal, I'USAM, Swissmem,
|'USP et economiesuisse ont proposé que les entreprises puissent demander de sortir
du SEQE ou ay étre intégré.

Le Conseil fédéral a pris connaissance de ces résultats. |l présentera un message au
Parlement pour l'approbation de l'accord sur le couplage des SEQE suisse et
européen. “°

La procédure de consultation a permis de recueillir 256 avis relatifs a la politique
climatique post-2020, particulierement quant a I'approbation de I'Accord de Paris sur
le climat, la révision de loi sur le CO2 et I'approbation de I'accord sur le couplage des
SEQE suisse et européen. Des acteurs du secteur de |'énergie, des organisations de
politiques énergétiques, organisations des transports publics et privés, organisations
de protection de I'environnement et des associations faitiéres de I'économie ont pris
part a la consultation outre les entités cantonales, communales et les partis politiques.
La ratification de I'Accord de Paris récolte un large soutien. Toutefois, les objectifs de
réduction des émissions de CO2 sont plus disputés. La plupart des participants sont
favorables a I'objectif global de réduction des émissions de 50% par rapport & 1990
d’ici 2030. A propos de la répartition des parts de réduction d'émissions entre la Suisse
et I'étranger, une trés faible majorité estime que la part a réaliser en Suisse devrait étre
plus élevée que celle proposée dans le projet. Les acteurs de ['économie, les
entreprises et un nombre assez important de cantons appellent a la flexibilisation de
ces parts. Finalement, la fixation d'un objectif moyen révele des avis mitigés. Au sujet
du couplage des SEQE, seul un quart des participants s'y oppose. Du c6té des partisans,
un nombre important d'acteurs doutent de I'efficacité du systeme européen en raison
des prix bas des droits d'émission. D'autres souhaiteraient intégrer I'aviation dans le
SEQE pour que le secteur réduise aussi ses émissions. Pour le projet de révision de la
loi sur le CO2, la hausse du montant maximal de la taxe sur le CO2 percue sur les
combustibles satisfait la plupart des cantons, presque toutes les commissions,
conférences et associations de communes et quelques partis politiques. Les
organisations de protection de I'environnement voudraient un montant plus élevé que
240 francs ou alors qu'aucun montant maximal ne soit fixé pour pouvoir adapter la taxe
au degré d'atteinte des objectifs. La majorité des participants est favorable au maintien
des exemptions de la taxe sur le CO2 percue sur les combustibles, au maintien de
|'obligation de compenser pour les importateurs de carburants, au maintien des
prescriptions relatives aux émissions de CO2 pour les véhicules, au maintien des
activités de formation, d'information au public et de conseil aux professionnels. Un
tiers des participants est pour I'interdiction subsidiaire des chauffages & combustibles
fossiles. La proposition de I'abandon de I'affectation partielle du produit de la taxe sur
le CO2 au Programme Batiments, ainsi que I'abandon de lI'affectation partielle du
produit de la taxe sur le CO2 au fond de technologie, ne rencontre pas de soutien.

Suite a la procédure de consultation, le Conseil fédéral a pris connaissance des
résultats. Le projet concernant I'approbation de I'Accord de Paris a été transmis au
Parlement dans le cadre d'une procédure accélérée. ¥

L'approbation de I'Accord de Paris a été discutée dans le cadre de la consultation sur
la politique climatique de la Suisse, en méme temps que le projet de couplage du SEQE
suisse et européen, et la révision totale de loi sur le CO2. Des acteurs du secteur de
|'"énergie, des organisations de politique énergétique, des organisations des transports
publics et privés, des organisations de protection de I'environnement et des
associations faitieres de I'économie ont pris part & la consultation outre les entités
cantonales, communales et les partis politiques.

Environ 95% des participants sont favorables a la ratification de I'accord. Tous les
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cantons sauf Schwyz, les partis politiques excepté I'UDC, les conférences et les
commissions communales, les associations faitieres de I'économie, les acteurs du
secteur de |'énergie excepté Swissoil, les représentants du secteur des transports et les
organisations de protection de I'environnement figurent parmi les partisans. lls
s'attendent a des effets positifs sur I'économie suisse et soulignent I'efficacité de
|'accord pour lutter contre les changements climatiques. Les quelques opposants
estiment que les objectifs de réduction des émissions de CO2 sont trop élevés, et que
la croissance économique et la compétitivité de la Suisse seraient mises en péril.
Concernant I'objectif global (réduction des émissions de gaz a effet de serre de 50%
par rapport a 1990 d’ici 2030) et I'objectif moyen (réduction des émissions de gaz a
effet de serre de 35% en moyenne par rapport a 1990 entre 2021 et 2030) de la Suisse,
les positions sont moins unanimes. Un peu plus de la moitié des participants est
d'accord avec le principe de |'objectif global. La Suisse refléterait ainsi une image
responsable. S'agissant de I'objectif moyen, 43 participants s'y opposent contre 37 en
faveur. Certains interrogés aimeraient que les objectifs soient augmentés, alors que
d'autres voudraient les voir & la baisse. La majorité des organisations de protection de
|'environnement et de politique énergétique, quelques associations faitieres de
|'économie et des partis politiques, cantons et communes refusent les objectifs car ils
ne sont pas assez ambitieux. Enfin, des participants voudraient seulement I'objectif
global. C'est maintenant au tour du Parlement, de statuer sur le projet d'approbation
de I'Accord de Paris. **

Le projet de révision totale de la loi sur le CO2 pour la période postérieure a 2020 a
été soumis a consultation en paralléle de I'approbation de I'Accord de Paris et du
projet de couplage des SEQE suisse et européen. Des acteurs du secteur de I'énergie,
des organisations de politiques énergétiques, organisations des transports publics et
privés, organisations de protection de I'environnement et des associations faitiéres de
|'économie ont pris part & la consultation outre les entités cantonales, communales et
les partis politiques.

La hausse du montant maximal de la taxe sur le CO2 percue sur les combustibles
satisfait la plupart des cantons, presque toutes les commissions, conférences et
associations de communes et quelques partis politiques. Les organisations de
protection de I'environnement, appuyé par certains partis politiques, voudraient un
montant plus élevé que 240 francs ou alors qu'aucun montant maximal ne soit fixé pour
pouvoir adapter la taxe au degré d'atteinte des objectifs. La majorité des participants
sont favorables au maintien des exemptions de la taxe sur le CO2 percue sur les
combustibles. Toutefois, un grand nombre d'entre eux rejettent le critére d'exemption
proposé. S'agissant de I'aménagement de I'exemption de la taxe, le modéle
"harmonisation" est préféré a celui de la "dissociation”. Plusieurs associations faitieres
de I'économie souhaiteraient une combinaison d'aspects des deux modeles.
L'obligation de compenser pour les importateurs de carburants convainc les
organisations de I'environnement, les cantons et la plupart des partis politiques. Un
rehaussement du taux de compensation en Suisse est demandé notamment par les
partis politiques, les acteurs du secteur de I'énergie et les organisations de protection
de I'environnement. Principalement, les représentants du domaine des transports
souhaitent abaisser le taux, alors que d'autres le voudraient plus flexibles. Les cantons,
les commissions, les conférences et associations de communes suggerent de fixer le
taux de compensation entre 10 et 20%. La procédure de consultation fait ressortir I'aval
des acteurs pour le maintien des prescriptions relatives aux émissions de CO2 pour les
véhicules. Beaucoup déplorent le manque de mesures de réduction plus efficaces dans
le domaine des transports. D'autres souhaitent davantage d'encouragement pour les
carburants et véhicules émettant peu ou pas de CO2. Les activités de formation,
d'information au public et de conseil aux professionnels doivent continuer d'exister
d'apres les acteurs consultés. La plupart des entreprises, la majorité des cantons et une
petite majorité des partis politiques rejettent I'interdiction subsidiaire des chauffages a
combustibles fossiles. La proposition de I'abandon de |'affectation partielle du produit
de la taxe sur le CO2 au Programme Béatiments, ainsi que I'abandon de I'affectation
partielle du produit de la taxe sur le CO2 au fond de technologie est refusée par les
organisations de protection de I'environnement et par la majorité des cantons. **
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Sozialpolitik

Sozialversicherungen
Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Die Vernehmlassung zur Reform der Altersvorsorge 2020 dauerte bis Ende Méarz 2014.
Am Vernehmlassungsverfahren beteiligten sich alle Kantone, alle grésseren Parteien, die
eingeladenen Spitzenverbande der Wirtschaft und diverse Organisationen von
Versicherten und Versicherern. Insgesamt gingen 168 Stellungnahmen ein. Ein Grossteil
ausserte sich unter anderem zur Revision als Ganzes, wovon rund drei Viertel deren
grundsatzliche Stossrichtung - eine gemeinsame Betrachtung der 1. und 2. Saule -
begrissen. Dazu gehoren die birgerlichen Mitteparteien mit Ausnahme der FDP und
eine Mehrheit der Kantone, wobei einige jedoch starke Kostenfolgen beflirchten. Der
Freisinn beurteilt die Reform a&usserst kritisch: Umfangreichen Mehreinnahmen
stinden nur geringe Einsparungen gegenlber. Damit sei die Reform chancenlos. Ein
ausgewogener Kompromiss hatte dagegen Erfolgschancen. Die SVP lehnt die
Stossrichtung der Reform aus ahnlichen Uberlegungen dagegen grundsatzlich ab und
schlagt eine Aufteilung in drei Pakete vor. Arbeitgeberverband, Economiesuisse und
Gewerbeverband kritisierten das Paket als Gberladen und zu stark auf Mehreinnahmen
fokussierend; erstere forderten eine Erhéhung des Rentenalters, um die Rentenhdhe
erhalten zu kénnen. SP und Grine sowie der Gewerkschaftsbund pladierten fur eine
Stérkung bzw. Erhaltung der 1. Séule; die Interessen der Versicherten mussten im
Mittelpunkt stehen. Der Gewerkschaftsbund lehnt zudem eine Staffelung der Reform
explizit ab, ebenso jegliche Erhdéhungen des Rentenalters und die Senkung des
Umwandlungssatzes in der 2. Sdule. Weiter beméangelten linke Parteien, Gewerkschaften
und Frauenorganisationen, die Einsparungen fielen einseitig zulasten der Frauen aus.
Die im Vernehmlassungsverfahren geadusserten Standpunkte entsprachen weitgehend
den bereits zuvor Ooffentlich bezogenen Positionen. Die stark divergierenden
Forderungen der verschiedenen Akteure flhrten rasch zur Beflirchtung, die Reform
werde im Parlament scheitern und damit weitere kostbare Zeit fir eine Neuaufgleisung
der Altersvorsorge ungenutzt verstreichen. Im Juni entschied der Bundesrat, das
Reformpaket voranzutreiben und noch im Jahr 2014 eine Botschaft auszuformulieren.
Dabei sollten einige kleinere Korrekturen zum Vernehmlassungsentwurf vorgenommen
werden: Die Mehrwertsteuer-Erhéhung zugunsten der AHV soll auf maximal 1,5 anstelle
von 2 Prozentpunkten beschrankt werden, die bereits seit 1999 erhobenen MWSt.-
Anteile fur die AHV sollen an diese zweckgebunden und der Bundesbeitrag im Gegenzug
entsprechend gesenkt werden, und der Koordinationsabzug im obligatorischen Teil der
2. Saule soll abgeschafft werden. Der Bundesrat gab jedoch an, er wolle sich in der
Botschaft in weiten Teilen an den Vorentwurf halten, was umgehend auf Kritik stiess. So
soll insbesondere an der Behandlung der Reformen der 1. und 2. Saule in einem
einzigen Paket festgehalten werden, ebenso an der Abschaffung von Witwenrenten flr
Frauen ohne minderjéhrige Kinder. In der Folge war in der Presse zunehmend von einer
drohenden Ruckweisung der Vorlage durch das Parlament an den Bundesrat die Rede,
damit dieser sie in einzelne, kleinere Pakete aufteilen wirde. Mitte November wurde
bekannt, dass der Entwurf zuerst in den Sténderat kommen wurde, was Innenminister
Bersets Wunsch entsprechen durfte. Wahrend die rdckweisungswilligen Parteien SVP,
FDP und BDP im Nationalrat mehrheitsfahig sind, dirfte im Standerat die in dieser
Sache kompromissbereitere CVP eine Schlusselrolle spielen. Zudem &ausserten sich
verschiedene Standeratsmitglieder der Mitteparteien skeptisch gegenlber einer
diskussionslosen Ruckweisung, welche zu unndétigen Verzégerungen flhren wurde.
Nichtsdestotrotz erklarten diverse Medien die Reformvorlage bereits fur gescheitert,
sprachen sich doch auch die burgerlichen Sozialpolitikerinnen und -politiker im
Standerat flr eine Auftrennung der Reform in ihre Bestandteile aus, wobei sie diese
jedoch selbst vornehmen und nicht dem Bundesrat Uberlassen wollten. Einer ebenfalls
Mitte November publizierten reprasentativen Umfrage zufolge, welche GfS Bern im
Auftrag von Pro Senectute duchgeflhrt hatte, wirden sich 62% der Stimmberechtigten
(Stichzeitpunkt Ende September bzw. Anfang Oktober 2014) deutlich oder eher fir die
Rentenreform aussprechen und nur 28% klar oder eher dagegen. *
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Ergénzungsleistungen (EL)

Von November 2015 bis Marz 2016 flhrte der Bundesrat ein Vernehmlassungsverfahren
zur Reform der Erganzungsleistungen durch, wozu 109 Stellungnahmen eingingen.
Mehrheitlich stiess die Vorlage auf Anklang: Ein Drittel aller Teilnehmenden - unter
anderem die Halfte der Kantone sowie der Stéddte- und der Gemeindeverband -
unterstitzten die Stossrichtung der Vorlage grundséatzlich. Einem weiteren Drittel der
Vernehmlassungsteilnehmenden, allen voran der anderen Haélfte der Kantone, den
blrgerlichen Parteien, dem Schweizerischen Arbeitgeberverband SAV, der
economiesuisse sowie den Vorsorge- und Versicherungseinrichtungen, ging sie aber
noch nicht weit genug. Die vorgeschlagenen Massnahmen wurden nicht ausreichen, um
die EL nachhaltig zu finanzieren, war von ihnen hauptsachlich zu vernehmen.
Insbesondere sei das Problem der grossen Kostentreiber noch nicht geldst. Insgesamt
sorgten sich die Kantone - mit 70 Prozent Haupttrager der Finanzierungslast der EL -
stark wegen deren rasanter Kostenentwicklung. Mehrfach wiesen sie darauf hin, dass
eine Anpassung der Mietzinsmaxima die Einsparungen der Reform wieder wettmachen
wirde.

Gerade Letzteres sei jedoch flur sie eine Bedingung dafur, dass sie die Vorlage
unterstitzten, erklarten die Arbeitnehmerverbdnde, die dem letzten, ablehnenden
Drittel angehorten. Auch die Interessenorganisationen der Versicherten wiesen auf die
Prioritat der Mietzinsanpassungen sowie der Starkung der ersten Saule hin,
beflirworteten aber prinzipiell eine Optimierung des EL-Systems, solange das
Leistungsniveau erhalten bleibe. Entsprechend kritisch standen sie denjenigen
Vorschlagen gegentiber, die Leistungskirzungen mit sich bringen wirden. *

Krankenversicherung

Die Schweiz verflgt (ber eine der héchsten Dichten an praktizierenden Arztinnen und
Arzten in der OECD. Zur Beschrankung der Arztezahl hatte das Parlament 2000 eine
zeitlich begrenzte Bedurfnisklausel eingefuhrt und diese bis 2011 dreimal verléangert.
Aufgrund der grossen Zahl an Praxiseréffnungen nach dem Auslaufen der
Bedurfnisklausel schrankte das Parlament die Zulassung von Leistungserbringenden
2013 in einem dringlichen Bundesgesetz erneut ein. Nachdem der Nationalrat einen
Vorschlag zur langfristigen Steuerung des ambulanten Bereichs in der
Schlussabstimmung abgelehnt hatte, musste die Zulassungsbeschréankung 2016 erneut
verlangert werden. Gleichzeitig beauftragte das Parlament den Bundesrat, einen neuen
Vorschlag zur Zulassung der Leistungserbringenden in die Vernehmlassung zu schicken.
Diesen Vorschlag basierte der Bundesrat auf den Bericht zur Erflllung eines Postulats
der SGK-SR.

Der Bundesrat schlagt dabei Massnahmen auf drei Interventionsebenen vor. Eine erste
Ebene dient der Sicherung der Qualifikation der Leistungserbringenden; dabei sollen
Anforderungen an Aus- und Weiterbildung, an das Erlangen von Diplomen sowie an die
Anerkennung auslandischer Diplome formuliert werden. Auf einer zweiten Ebene sollen
die  Anforderungen an die Leistungserbringenden durch ein formales
Zulassungsverfahren mit allfalliger Wartefrist von zwei Jahren, durch einen Nachweis
der Qualitat der Leistungserbringung sowie durch die Knupfung der Tatigkeit zu Lasten
der OKP an Auflagen erhoht werden. Die Versicherer sollen eine Organisation schaffen,
welche Uber die Zulassungsgesuche entscheidet. Die dritte Interventionsebene
beschreibt Massnahmen, die es den Kantonen erlauben, das Versorgungsangebot nach
Bedarf zu regeln. Dazu gehdren Hochstzahlen an zu Lasten der OKP im ambulanten
Sektor tatigen Arztinnen und Arzten sowie Zulassungseinschrankungen in Bereichen mit
massivem Kostenanstieg.

An der Vernehmlassung, die vom 5. Juli 2017 bis zum 25. Oktober 2017 stattfand,
beteiligten sich 91 Organisationen. Mehrheitlich einig war man sich Uber die
Notwendigkeit der Zulassungssteuerung, die einzelnen Massnahmen der Vorlage
stiessen jedoch auf unterschiedlich grossen Anklang. Klar flr die Vorlage sprachen sich
die SP, die GDK und CLASS, alle Kantone (ausser AG, GR, JU, LU und TG), die
Konsumentenverbande, der Patientenverband DVSP sowie die Schweizerische
Arbeitsgemeinschaft fir Berggebiete (SAB) aus. Die SVP und FDP, die meisten
Dachverbénde der Wirtschaft, die Versichererverbénde, die Konferenz der kantonalen
Arztegesellschaften  (KKA) und die meisten kantonalen und regionalen
Arztegesellschaften lehnten die Vorlage deutlich ab. Gespalten zeigten sich die
Verbande der Leistungserbringenden: Einige beflUrworteten den bundesréatlichen
Vorschlag, die meisten sprachen sich allerdings dagegen aus oder kritisierten ihn
zumindest stark.
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Viel Kritik gab es fur den Vorschlag, die Zulassungssteuerung den Versicherern zu
Ubertragen. Dies wurde als erster Schritt zur Aufhebung des Vertragszwangs gewertet.
Stattdessen solle die Zulassung von den Kantonen gesteuert werden, argumentierten
zahlreiche Akteure. Mehrfach wurde zudem eine Verscharfung der Zulassungskriterien
gefordert. Unter anderem sollen Arztinnen und Arzte mindestens drei Jahre an
schweizerischen Bildungsstatten gearbeitet haben mussen und Uber ausreichende
Sprachkenntnisse verfligen, bevor sie zur Téatigkeit zu Lasten der OKP zugelassen
werden. CVP, FDP und SVP schlugen zudem vor, die Zulassungsbeschrankungen
mittelfristig mit einer einheitlichen Leistungsfinanzierung zu verknipfen. %

Im Juni 2017 schickte der Bundesrat eine Anderung des KVG in die Vernehmlassung. Da
der Anstieg der Gesundheitskosten - jahrlich steigen die Vergltungen von
medizinischen Leistungen durch die OKP pro Kopf um etwa 4 Prozent - nicht nur durch
demografische Faktoren erklart werden kénne, sondern auch auf eine
Mengenausweitung zurlckzuflhren sei, wollte der Bundesrat die Franchisen
regelmassig an die Kostenentwicklung der OKP anpassen. Durch diese Massnahme, wie
sie durch die Motion Bischofberger (cvp, Al; Mo. 15.4157) angeregt worden war, kénne
die Eigenverantwortung der Versicherten gestérkt werden, erklarte der Bundesrat.
Konkret sollen alle Franchisen um CHF 50 erhdéht werden, sobald die
durchschnittlichen Bruttokosten der Leistungen pro Person mehr als dreizehnmal
hoéher sind als die ordentliche Franchise. Damit soll das maximale Verhaltnis von 1:12
zwischen der Hohe der ordentlichen Franchise und den Bruttokosten, wie es bei
Einfihrung des KVG und bei der letzten Erhdhung der Franchisen vorgelegen hatte,
gewahrt werden. Somit werden die Zeitabsténde der Franchisenerhéhungen von der
Kostenentwicklung in der OKP abhangig gemacht. Der Bundesrat rechnete damit, dass
eine Bruttokostenhéhe von CHF 3'900 eine erste automatische Erhdhung der
Franchisen im Jahr 2020 nétig machen wirde.

In der Vernehmlassung, die zwischen Juni und Oktober 2017 stattfand, meldeten sich 65
Organisationen zu Wort. Die Mehrheit der Organisationen - darunter 14 Kantone, die
meisten teilnehmenden Parteien (CVP, FDP, GLP und SVP), economiesuisse und der SGV
sowie die Verbande der Leistungserbringer - stimmte der Vorlage vorbehaltlos zu.
Gelobt wurden insbesondere die Starkung der Eigenverantwortung und die erwartete
dampfende Wirkung auf den Leistungsbezug.

Auf Ablehnung stiess die Vorlage auf linker Seite: Unter anderem die SP, die Griinen und
der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB), aber zum Beispiel auch der
Schweizerische Gehorlosenbund und Inclusion Handicap sowie sieben Kantone (BE, FR,
NE, SO, Tl, VD, VS) lehnten die entsprechende Anderung des KVG ab. Kritisiert wurde,
dass durch die Anderung mehr Personen von der Sozialhilfe abhangig wiirden und dass
dadurch sowie durch die hdheren Ausgaben der EL die Kosten fur Kantone und
Gemeinden anstiegen. Die Kritiker der Vorlage bezweifelten Uberdies, dass die
Anderung  tatsachlich zu  einer  Senkung der Inanspruchnahme  von
Gesundheitsleistungen fuhren wirde: Bei den Versicherten mit der Grundfranchise, auf
die sich eine Franchisenerhéhung am stéarksten auswirke, wirde eine Erhéhung um CHF
50 kaum ins Gewicht fallen, da sie bereits sehr hohe Kosten hatten. Somit wiirden diese
auch kaum ihr Verhalten é&ndern. Stattdessen untergrabe die Vorlage die Solidaritat
zwischen Gesunden und Kranken - wurde kritisiert -, weil diejenigen bestraft wirden,
die Leistungen beanspruchen mussten. ¥/

An der Vernehmlassung zum ersten Massnahmenpaket zur Kostendampfung im
Gesundheitswesen zwischen September und Dezember 2018 beteiligten sich 150
Einheiten und Organisationen, darunter alle Kantone, die sieben grossen nationalen
Parteien, der Stédte- und der Gemeindeverband, Dachverbénde der Wirtschaft,
Konsumenten-, Patienten-, Leistungserbringenden- sowie Versichererverbande.
Entsprechend breit war trotz Lobes flur die Bemihungen des Bundesrates zur
Kostensenkung auch die Kritik an dem neuen Projekt. Insbesondere wurde vor
Wechselwirkungen mit  anderen Revisionen,  vor  Finanzierungs-  oder
Versorgungsproblemen sowie vor einer verstarkten Burokratisierung oder staatlichen
Steuerung gewarnt, wie das BAG in seinem Ergebnisbericht erklarte. *
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Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kulturpolitik

Ende Mai eroffnete der Bundesrat die Vernehmlassung zur Kulturbotschaft 2016-2019,
welche die Finanzierung der Kulturférderung des Bundes fur die anstehende
Beitragsperiode regeln soll. Bis zum Ablauf der Frist gingen 339 Stellungnahmen ein.
Wahrend die zukunftigen Herausforderungen und die zentralen Handlungsfelder auf
wenig Widerstand stiessen, dusserten die Kantone mit Ausnahme des Kantons Genf auf
foderalen Aspekten beruhende Bedenken gegenuber dem eingefuhrten Begriff der
"Nationalen  Kulturpolitik", — begrussten aber im Grunde die verstérkten
Kooperationsbestrebungen zwischen den verschiedenen Staatsebenen. Auch die FDP
und die SVP sahen die Kompetenzen der Kantone gefahrdet. Die grosse Mehrheit der
eingegangenen Stellungnahmen zeigte sich mit der Héhe der einzusetzenden Mittel, die
im Vergleich zur Vorperiode eine Erhéhung um 3,4% bedeuten wirden, zufrieden.
Demgegentber wollte die FDP die Mittel auf dem Niveau der Kulturbotschaft 2012-2015
belassen, Economiesuisse und der Schweizerische Gewerbeverband (SGV) verlangten,
die Erhdhung auf 2,6%, resp. 3% zu beschranken, und die SVP pladierte gar flr eine
Kirzung der Mittel. Auf der anderen Seite des Spektrums verlangten SP und Griine
sowie 24 Kantone, der Schweizerische Video-Verband (SVV) und weitere
Kulturverbande eine Aufstockung der Beitrage in einzelnen Forderbereichen. Auf
grosse Vorbehalte oder gar Ablehnung stiess bei der Mehrheit der stellungnehmenden
Kantone das Vorhaben des Bundes, Werke der Bundeskunstsammlung sowie der
Gottfried-Keller-Stiftung in einer "Virtuellen Nationalgalerie" zu verd6ffentlichen.
Wahrend die Kantone Waadt und Wallis sich daran stérten, dass die virtuelle Plattform
nur Werken der Bundeskunstsammlung offen stehen sollte, wirden es zahlreiche
weitere Kantone - darunter insbesondere die Innerschweiz - vorziehen, wenn man die
Werke in einem physischen Museum betrachten kénnte. Der Kanton Zirich lehnte das
Vorhaben unter anderem aus dem Grund ab, dass die beiden Kunstsammlungen
grossere  Liucken aufweisen wdirden. Betreffend verstérkter Foérderung der
musikalischen Bildung, die Volk und Stdnde im September 2012 mit Annahme des
Bundesbeschlusses Uber die Jugendmusikforderung gefordert hatten, gingen die vom
Bundesrat vorgeschlagenen Bestimmungen vielen gewichtigen Vernehmlassern zu wenig
weit. Neben verschiedenen Verbénden forderten auch Grine, SP, GLP und CVP ein
separates Rahmengesetz fir die musikalische Bildung. Auf der anderen Seite
erachteten ebenso viele Vernehmlasser die im Entwurf zur Kulturbotschaft enthaltenen
Bestimmungen diesbeziiglich als zu weitgehend und zu konkret. *

Urheberrecht

Der vom Bundesrat in Konsultation gegebene Entwurf fir ein neues
Urheberrechtsgesetz (URG), das die Urheberrechte dem digitalen Zeitalter anpassen
will, stiess, ausser bei der SP, weitgehend auf Ablehnung. Hauptkritikpunkte bildeten
die geplante Gerateabgabe zur Abgeltung von Kopien urheberrechtlich geschiitzter
Werke sowie die Art der Vergiitung fiir die Nutzung von Musiktiteln, Filmen und
Software. Wahrend die Stiftung fir Konsumentenschutz das Recht auf Eigengebrauch
zu sehr eingeschrankt sah, gingen den Branchen- und Wirtschaftsverbédnden die
privaten Kopiermdglichkeiten zu weit. Konsumentenschitzer und SP bevorzugten die im
Gesetzesentwurf vorgeschlagene kollektive Vergltung der Inhaber der Urheberrechte
gegenulber einer individuellen Vergutung, dem so genannten Digital Rights Management
System (DRM); mit letzterem kénnten Anbieter den Nutzern ihr Verhalten vorschreiben
und den Zugang zu Wissen stark beeinflussen. CVP, FDP, Economiesuisse sowie der
Gewerbeverband beflrworteten indes das DRM-System, weil damit individuelle
Angebote fur verschiedene Nutzungstypen erstellt werden kénnten. Im Sommer gab der
Bundesrat bekannt, auf eine Gerateabgabe zu verzichten. Fir Online-Musikgeschéafte
wie beispielsweise iTunes sehe das neue Gesetz ein umfassendes Umgehungsverbot
vor. Das Kopieren von digitalen Medien fir den Privatgebrauch soll auch in Zukunft
erlaubt sein, nicht jedoch das zur Verflgung stellen von Harddisks zum Download von
Musik oder Filmen fir Benltzer einer Internet-Tauschbérse. *
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Heimatschutz und Denkmalpflege

Mitte September 2019 verdffentlichte das BAK die Vernehmlassungsergebnisse zur
Totalrevision der Verordnung iiber das Bundesinventar der schiitzenswerten
Ortsbilder der Schweiz (VISOS). Gesamthaft waren 92 Akteure (Kantone, Parteien,
Dachverbénde und weitere Organisationen) zur Stellungnahme eingeladen worden,
wovon 54 auch antworteten. 26 der insgesamt 80 eingegangenen Antworten waren
sogenannte Spontanantworten, d.h. sie stammten von nicht explizit eingeladenen
weiteren Organisationen.

Das BAK deutete diese rege Rucklaufquote als ein «grosses Interesse» an der
angestrebten Revision, die mehrheitlich auf ein positives Echo stiess. So fand die
Revision in ihrer Gesamtheit bei 52 Stellungnahmen Anklang, wobei drei Akteure (die
Kantone GE, JU, UR) ihre vollstandige Zustimmung und 18 weitere Kantone, die SP, der
SSV und 29 weitere Organisationen ihre Zustimmung mit Anpassungsbedarf geltend
machten. Besonders hervorgehoben wurde hierbei, dass die
Harmonisierungsbestrebungen der VISOS mit den Schwesterverordnungen VBLN und
VIVS mehr Rechtssicherheit und eine grossere Legitimitat der drei Inventare schaffe
und die Objektivitat sowie Wissenschaftlichkeit des ISOS durch die Aufnahme der
Legaldefinition gesteigert wurden. Zudem erhdhe die Festsetzung der Bestimmungen
sowohl auf Bundes- als auch auf Kantonsebene die Planungssicherheit und eine
Festlegung der Aufnahmekriterien auf Verordnungsstufe stérke das ISOS als
raumplanerisches Instrument, was besonders im Bereich der Raumplanung zu mehr
Rechts- und Planungssicherheit beitrage. 15 der zustimmenden Organisationen waren
von diesen positiven Aspekten derart Uberzeugt, dass sie gar auf eine moglichst
zeitnahe Inkraftsetzung der Revisionsvorlage durch den Bundesrat bestanden.

Dem gegenuber standen 26 Stellungnahmen, die eine Totalrevision in der dargebotenen
Form vollstdndig (Kanton SG, die SVP und der SGV) oder mit Eventualantrédgen (Kantone
GR, NE, SO und ZG, vier Dachverbande und 15 Organisationen) ablehnten. Der Entwurf
nehme die kantonalen Anliegen hinsichtlich der ISOS-Methode zu wenig auf und schaffe
neue Hirden fur die Interessenabwégung. Des Weiteren seien allgemeine
Entwicklungsperspektiven und Ziele der Siedlungsentwicklung nach innen nicht
entsprechend gewichtet worden. Zudem sei der Zeitpunkt der Revision &ausserst
unglinstig gewahlt, da mit der Motion Regazzi (cvp, TI; Mo. 17.4308) und den
parlamentarischen Initiativen Rutz (svp, ZH; Pa.lv. 17.525) und Egloff (svp, ZH; Pa.lv.
17.526) aktuell noch ISOS-relevante Vorstdsse im Parlament hangig seien. Entsprechend
beantragten 16 Stellungnahmen explizit die Sistierung der Revision, wovon sechs einen
partnerschaftlichen Klarungsanstoss hinsichtlich der offenen Fragen von Bund und
Kantonen forderten und zehn die parlamentarische Beratung der héngigen Geschéfte
abwarten wollten.

Medien
Medienpolitische Grundfragen

An der von Juni bis Oktober 2018 dauernden Vernehmlassung zum Bundesgesetz iliber
elektronische Medien beteiligten sich 253 Organisationen, darunter alle Kantone, die
sieben grossten Parteien (BDP, CVP, FDP, GLP, Grine, SP, SVP), Dachverbénde der
Gemeinden, Stadte und Berggebiete und der Wirtschaft sowie weitere interessierte
Kreise. Gemass Vernehmlassungsbericht gingen die Meinungen der Teilnehmenden weit
auseinander. Zwar wurde der Handlungsbedarf mehrheitlich anerkannt, grundsatzliche
Zustimmung fand die Vorlage jedoch nur bei der GLP und 16 Kantonen (Al, AR, BE, BL,
BS, FR, GR, NE, Nw, SG, SO, TI, UR, VS, ZG, ZH) sowie einzelnen weiteren
Organisationen. Eher wohlwollend nahmen - trotz ihrem Wunsch nach weitergehender
Regulierung - die Grlnen, die Kantone St. Gallen und Waadt, die EMEK,
Medienverbénde und die Gewerkschaften (SGB und Syndicom) das Gesetz auf. Keine
Unterstitzung fand es bei SP und BDP, die sich ein Mediengesetz gewulnscht hatten, das
alle Mediengattungen abdeckt. Umgekehrt empfanden die SVP, die Kantone Luzern und
Schwyz, die Aktion Medienfreiheit und weitere Organisationen ein neues Gesetz als
unnoétig. Die SVP, die FDP, die BDP, der Kanton Schaffhausen sowie der Verband
Schweizer Medien, Medias Suisses, der Gewerbeverband, Economiesuisse, die Aktion
Medienfreiheit sowie zahlreiche Verlage sprachen sich denn auch gegen das neue
Gesetz aus.

Besonders haufig kritisiert wurde der Geltungsbereich des Gesetzes, der neu auch den
Onlinebereich umfassen soll, obwohl nicht klar sei, ob dies geméss Verfassung zuldssig
sei. Im Gegenzug sollten Radios ohne Leistungsvereinbarung nicht mehr davon tangiert
werden. Auf Kritik stiessen auch die ausschliessliche Férderung von audio- und
audiovisuellen Medienbeitrégen, die Verteilung der Abgabe flr elektronische Medien
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auf einen breiteren Kreis und die nicht vorhandene Unabhangigkeit sowie die
Machtfllle der neuen Aufsichtskommission KOMEM. Mehrheitlich auf Zustimmung stiess
hingegen die indirekte Férderung elektronischer Medien. %

1) NZZ, 8.3.96.
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